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ps Ist sehr fraglich, ob die revolutionären Unruhen in Frankreich als Aus-
“druck einer liefen sozialen Unzufriedenheit mit dem de-Gaulle-System durch
die Wahlen ihr Ende gefunden haben. Wenn der Wahlerfolg der Gaullisten
dies vermuten ließe, könnte die „Ruhe" nur vorläufig sein, eine Ruhe vor dem
Sturm. Gewiß ist das Wahlergebnis für die Linke enttäuschend gewesen. Aber
auf der anderen Seite wäre es ein Irrtum, zu glauben, daß der Wahlerfolg der
Gaullisten gleichzeitig eine Stabilisierung des de-Gaulle-Regimes in Frankreich
bedeutet. Tatsächlich hat die Linke — Kommunisten und Linksföderalisten —
nur unwesentlich an Stimmen verloren. Zusammen haben Kommunisten und
Linksföderalisten 41,9 Prozent der Stimmen erreicht. Der Stimmenverlust dei
Kommunistischen Partei Frankreichs ist dabei am geringsten.

Obwohl die Gaullisten mit 46,39 Prozent nur 5 Prozent Stimmen mehr haben,
belegen sie im Parlament 351 Sitze, gegenüber 91 der Linken. Dieses Ergebnis
ist für die Bundesrepublik besonders interessant im Hinblick auf die törichten
Versuche der SPD, ein modifiziertes Mehrheitswahlrecht einzuführen, das bei uns

die gleichen undemokratischen Resul-
tate haben würde wie in Frankreich.

Frankreich:
Erfolge

Das Wahlergebnis mit seiner Verfäl-
schung des Wählerwillens könnte bei
oberflächlicher Betrachtung den An-
schein erwecken, als seien die Kampf-
maßnahmen der Studenten und Arbei-

des Kampfes ter ohne Erfolg geblieben. Das ist aber
keineswegs der Fall, denn das Resul-
tat des Generalstreiks in Frankreich
ist großartig. Politisch hat die Arbei-
terschaft erreicht, daß die gewerk-

schaftlichen Rechte in den Betrieben erheblich ausgedehnt werden. Sie er-
zwangen die Anerkennung der Gewerkschaftsorganisationen durch die Unter-
nehmer, das Recht auf Einberufung von Gewerkschaftsversammlungen im
Betrieb, Lohnausgleichszahlung für gewerkschaftliche Tätigkeit, das Recht, die
Gewerkschaftspresse in den Betrieben zu verteilen, um nur die wichtigsten zu
nennen. Weitere Erfolge sind die Erhöhung des garantierten monatlichen Min-
destlohnes um 35 Prozent und die Erhöhung der Reallöhne um durchschnittlich
10 bis 12 Prozent. Die Arbeitszeit wird bis Anfang des nächsten Jahres von 47
auf 45 wöchentliche Arbeitsstunden gekürzt bei einem fast hundertprozentigen
Lohnausgleich. Daneben wurden in weiteren Bereichen der Industrie die Ab-
schläge für Ortsklassen und die Lohnabschläge für Jugendliche aufgehoben, die
Prämien sowie Urlaubs- und Weihnachtsgeld erhöht. Außerdem erzwangen die
Streikenden die Bezahlung der Slreiklage zu 50 Prozent sowie ein Verbot von
Maßregelungen auf Grund der Streikaktion.

Gehl man von der Stimmenzahl aus, so ist das politische Gewicht der Gaullisten
in Frankreich nicht schwerer als das der Kommunisten und Linksföderalisten,
also der Linksopposition. Die hohe Zahl der Parlamentssitze kann darum nicht
darüber hinwegtäuschen, daß de Gaulle keineswegs mit der Mehrheit der
Franzosen im Rücken regieren kann. Sein „Sieg" ist zudem nicht zuletzt auf die
rücksichtslose Wahlpropaganda zurückzuführen, in der Antikommunismus, ver-
bunden mit Gewalttätigkeit und Drohung, eine ebenso große Rolle spielten wie
nebulöse Reiormversprechungen, deren Einlösung die Bevölkerung nun fordern
wird. sr
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BILDUNGSMONOPOL
Es ist eines der geläufigsten Argumente,
mit denen die „reichen Leute" ihr Bil-
dungsmonopol verteidigen, die arbei-
tende Bevölkerung hege Scheu und
Abneigung, ihre Kinder studieren zu
lassen. Daß das nicht stimmt, weiß je-
der, aber die Privilegierten in unserem
Volke können damit so schön ihr Ge-
wissen, falls sie eines haben, be-
ruhigen.

Jetzt hat eine Erhebung des Deutschen
Studenten Werkes die wirklichen Gründe
aufgehellt, die in der Bundesrepublik
dazu führten, daß nur rund 5 Prozent
Arbeiterkinder studieren: Nach dieser
Erhebung brauchte ein Student vor
zwei Jahren für seinen Lebensunter-
halt 380 DM im Monat — heute sind
es rund 400 DM. Dazu kommen Stu-
diengebühren von monatlich 25 DM.
Mit den 4000 DM ist aber nur auszu-
kommen, wenn der Student täglich
nicht mehr als vier bis fünf DM für
Essen, 90 DM im Monat für Miete aus-
gibt und sich alle Monate nur ein Buch
leistet.

Der Durchschnittsverdienst eines Ar-
beiters in der Bundesrepublik beträgt
netto 600 DMI okolus



ProvozierenderAlleinvertrefungsanspruch

Bonner Anmaßung löst Ostberliner Reaktionen aus
Aber Zugang nach Westberlin unverändert offen

„Ulbrichts Wegelagerer-Methoden sind ekelhaft. Wer sich nicht darüber empört,
hat kein Herz." So kommentiert die „Welt der Arbeit" die Einführung des Visa­
zwanges und der Transitgebühren auf den Autobahnen von und nach West-
Berlin durch die DDR-Regierung, um dann zum Schluß festzustellen, es käme der
DDR auf die Anerkennung an und es seien die „dümmsten Köpfe" im Lande
nicht, die sich für die Annahme dieser Forderung ausgesprochen hätten.

Es scheinen aber beim Deutschen Ge­
werkschaftsbund keineswegs die klüg­
sten Köpfe zu sein, die es für zweck­
mäßig halten, in den Chor jener einzu­
stimmen, die diese, für viele gewiß
nicht angenehmen Verkehrsregelun­
gen der DDR-Regierung mit einem
neuerlichen Anheizen des kalten Krie­
ges beantworten. Einmal wurden von
der DDR Maßnahmen angekündigt für
den Fall, daß der Bundestag sich für
die Annahme der Notstandsgesetze
erklären würde, eine Entscheidung,
die ja zweifellos auch gegen den aus­
drücklichen Willen der Gewerkschaf­
ten erfolgte, und zum anderen mußte
das ständige Pochen auf den über­
heblichen „Alleinvertretungsanspruch"
durch die Minister der Großen Koali­
tion die DDR zwingen, in jeder Weise
deutlich zu machen, daß ihre staatliche
Autorität durchaus real ist und der
Alleinvertretungsanspruch für sie eine
Provokation darstellt.

Es gibt in der Bundesrepublik eine
Reihe ernstzunehmender Persönlich­
keiten, Politiker und Wissenschaftler,
die sich ohne Vorbehalte für die An­
erkennung der DDR ausgesprochen
haben, und ihre Zahl ist gewachsen,
seitdem Walter Ulbricht die DDR als
einen Staat deutscher Nation bezeich­
net hat und zwischen Bundesrepublik
und DDR nicht ein Verhältnis schaffen
will wie zwischen ausländischen Staa­
ten. Eine Anerkennung würde die po­
litische Situation in Deutschland zwar
nicht mit einem Schlage ändern, aber
es wäre der Punkt, von dem aus eine
Normalisierung der Beziehungen zwi­
schen den beiden deutschen Teilstaaten
eingeleitet werden könnte.

Es wird immer deutlicher, daß in dem­
selben Maße, wie die staatliche Autori­
tät und das Ansehen der DDR wachsen,
der Alleinverlretungsanspruch Bonns
zu einer hohlen Phrase wird. Die Ge­
burtstagsartikel, die in den Zeitungen
der Bundesrepublik anläßlich Walter
Ulbrichts 75. Geburtstag erschienen
waren, mußten, wenn auch zähneknir­
schend, eingestehen, daß das Ansehen
der DDR gewachsen ist und gleich­
zeitig die Politik Ulbrichts Stück für
Stück realisiert wurde, während die
politischen Perspektiven der Bundes­
regierung in bezug auf das, was sie
Deutschlandpolitik nennt, von Jahr zu
Jahr unrealistischer und unglaubwür­
diger geworden seien.
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Es ist nicht der kleinliche „Autoritäts­
anspruch" der DDR, wie in der Bun­
destagsdebatte der Berliner Bürger­
meister Schütz sich ausdrückte, sondern
der engstirnige Alleinverlretungsan­
spruch der Bundesrepublik, der die
Herstellung normaler Beziehungen ver­
hindert. Das in aller Sachlichkeit fest­
zustellen und Überlegungen zu be­
ginnen, wie die Bundesrepublik zu
einer Änderung ihrer Politik gezwun­
gen werden kann, läge eher im Inter­
esse der Gewerkschaften und vor allen
Dingen im Interesse der Arbeitnehmer
West-Berlins, für deren wirtschaftliche
und soziale Existenz die Gewerkschaf­
ten sich verantwortlich fühlen.

Die Situation West-Berlins ist denkbar
schwierig, und das nicht nur infolge
Paß- und Visumzwanges. Zur Zeit muß
Berlin aus der Kasse der Bundesrepu­
blik mit täglich acht Millionen DM un­
terstützt werden. Und trotz dieser er­
heblichen Subventionen schrumpft die
Berliner Wirtschaft: Weder spüren
Arbeitnehmer Neigung, nach Berlin zu
ziehen, noch können die verlockend­
sten Angebote seriöse Unternehmer
veranlassen, ihr Kapital in West-Berlin
zu investieren. 1967 sind die Investi­
tionen in West-Berlin um mehr als 25
Prozent zurückgegangen und die Zahl
der Arbeitnehmer in der Industrie
schrumpfte um rund 30 000. Uber 5000
Arbeinehmer wanderten mehr aus Ber­
lin ab, als bei aller Propaganda der
Arbeitnehmerwanderten mehr aus Ber­
lin zuzogen. Die wirtschaftliche Zu­
kunft West-Berlins, daran ist nicht zu
deuteln, beruht allein auf der Orientie­
rung zum Osten. Das bedeutet aber,
daß West-Berlin sich aus der politi­
schen Vormundschaft der Bundesregie­
rung befreit und eine eigenständige,
auf die wirtschaftlichen und sozialen
Interessen der Bürger dieser Stadt aus­
gerichtete Wirtschaftspolitik beginnt.

Die künstliche Empörung, die wegen
der Maßnahmen der DDR in der Bun­
desrepublik hochgespielt wurde, hat
einzig und allein den Zweck, die Hin­
tergründe der politischen und wirt­
schaftlichen Situation West-Berlins zu
verdecken. Wie manipuliert diese Em­
pörung war, geht schließlich nicht zu­
letzt aus der Tatsache hervor, daß auf
dem Höhepunkt der Bundestagsdebatte
um die „Offenhaltung der Zufahrts­
wege nach West-Berlin", wie es hier­
zulande so falsch und demagogisch 

heißt (die Maßnahmen der DDR-Regie­
rung haben den Weg nach Berlin nicht
verschlossen), von den 518 Bundes­
tagsabgeordneten nur 105 im Plenum
den Diskussionen zuhörten. Audi das
„Volk von West-Berlin" ließ von die­
ser Empörung nur wenig spüren. Denn
zur gleichen Zeit, als die CDU zu einer
Protestkundgebung vor dem Schöne­
berger Rathaus aufrief, sahen 85 000
Berliner dem Spiel ihrer „Hertha"-
Mannschaft zu. 2000 waren dem Ruf
der CDU zum Protest gefolgt.

Man muß so etwas nüchtern festslellen
und sich davor hüten, in das Horn
jener zu blasen, die beispielsweise mit
der gleichen Bosheit gegen die Mit­
bestimmungsforderung der Gewerk­
schaften zu Felde ziehen, wie sie jede
Gelegenheit wahrnehmen, zum heili­
gen Krieg — wenn auch zunächst nur
ideologisdi — gegen die sozialistische
DDR aufzurufen. H. S.
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Ulbricht 75
Der Staatsratsvorsitzende der DDR und
Generalsekretär der Sozialistischen
Einheitspartei, Waller Ulbricht, wurde
75 Jahre. Der Respekt, mit dem in den
bundesdeutschen Zeitungen der erste
Mann der DDR bedacht wurde, zeigt,
daß die Feststellung „an Walter Ul­
bricht kommt man nicht vorbei", nicht
nur das Verhältnis Bundesrepublik/
DDR betrifft, sondern die Achtung, die
er sich auch in der westlichen Welt er­
rungen hat. Vor Jahresfrist schrieb
der bekannte Publizist, Sebastian Haff­
ner, Ulbricht sei „der erfolgreichste
deutsche Politiker seil Bismarck", und
damit ist zum Ausdruck gebracht, daß
sich die DDR gegen alle wirtschaftli­
chen und politischen Widerstände
einen bemerkenswerten Platz unter
den Weltnationen erobert hat. Das
aber ist zweifellos nicht zuletzt dem
politischen Wirken Wa.lter Ulbrichts
zuzuschreiben.

In Ulbricht repräsentiert sich eine neue
Gesellschaftsordnung auf deutschem
Boden. Das ist es, was ihm den Haß
jener einträgt, die an der Restauration
der kapitalistischen Wirtschafte- und
Gesellschaftsordnung feslhalten, die
ihren Besitz an Produktionsmitteln mit
Klauen und Zähnen verteidigen, die
sich gegen die Mitbestimmungsforde­
rungen der Gewerkschaften genauso
stemmen, wie sie jede vernünftige Re­
gelung zur Normalisierung der Ver­
hältnisse zwischen den beiden deut­
schen Staaten zu verhindern traditen.
Man braucht kein Prophet zu sein, um
voraussagen zu können, daß die Zu­
kunft jener Ordnung gehören wird,
die Walter Ulbricht verkörpert: der
sozialistischen. H. S.



Scrfellitenpartei der CDU - CSU

Neonazis als Stabilisatoren des Kapitalismus
Zur gesellschaftspolitischen Rollo der NPD

Die Landtagswahl in Baden-Württemberg hat erneut bestätigt, daß die NPD in
erster Linie von Bauern, Handel und Gewerbetreibenden, Freiberuflichen und
Unternehmern, daß sie aber auch von Arbeitern und Angestellten gewählt wird.
Unter diesen Umständen wird es immer dringender, den gegenüber der NPD
Anfälligen mehr als bisher die gesellschaftspolitische Rolle dieser Partei zu ver­
deutlichen. Die NPD lediglich als organisatorische und politische Nachfolgerin
der NSDAP hinzustellen, wird demgegenüber je länger je weniger ausreichen.
Dabei bleibt unbestritten, daß die Reaktivierung nationalistischer Gefühle und
revanchistischer Forderungen die allgemeinste Methode der NPD darstellt, die
sozial Benachteiligten von der Verfolgung ihrer Interessen abzuziehen und an
eine für sie schädliche Volksgemeinschaftsideologie zu binden.

Die NPD dient der Aufrechterhaltung
einer kapitalistischen Wirtschafts- und
Gesellschaftsordnung, die objektiv in
erster Linie den Interessen der Kon­
zern- und Bankherm entspricht. Die
NPD ist bemüht, die im Zuge der Kon­
zentration in der Wirtschaft und der
Rezession von 1966/67 entstandene
Unzufriedenheit aufzufangen und statt
in demokratische und sozialistische in
faschistische Bahnen zu lenken. Zu
diesem Zweck sucht die NPD ins­
besondere benachbarte soziale Schich­
ten gegeneinander einzunehmen und
auszuspielen.

Die Aufmerksamkeit von Mittelstand
und Bauern wird nicht auf diejenigen
gelenkt, die sie tatsächlich in die Enge
treiben, auf die Großbanken, die
Großhandels- und Lebensmittelkon­
zerne, sondern auf die angeblich zu gut
gestellten Lohn- und Gehaltsempfän­
ger. In der Wahlzeitung der NPD für
die baden - württembergische Land­
tagswahl schrieb der Landtagsabgeord­
nete Rudolph: „Die allgemeinen Lohn-
und Gehaltssteigerungen auf der einen
Seite und die erhebliche Schmälerung
des Einkommens bei der Landwirt­
schaft bei weiter steigenden Kosten
sind das Fazit der Politik dieses Jah­
res." Das ist angesichts des Abbaus
von Sozialleislungen und von Lohn­
einbußen der Arbeiter gerade im Jahre
1967 eine glatte Verhöhnung der Ar­
beiterschaft.

Ähnlich wie den Bauern wird Hand­
werkern, Gewerbetreibenden, Klein­
unternehmern und Kleinhändlern vor­
gemacht, es seien die Löhne und So­
zialleistungen der bei ihnen Beschäf­
tigten, die in erster Linie ihr Einkom­
men beeinträchtigten. Dabei wird ne-
neben vielem anderen die einfache
Tatsache übergangen, daß gerade die
Kaufkraft der Lohn- und Gehaltsemp­
fänger für ausreichende Nachfrage
nach mittelständischen Erzeugnissen
sorgt.

Auch in der NPD weiß man, daß der
wirtschaftliche Konzentrationsprozeß
und die wirtschaftlichen Strukturver­
änderungen nicht umzukehren sind.
Ja, die NPD fordert in ihrem Partei­
programm sogar die weitere Konzen­
tration der Exportindustrie. Wenn die
NPD die Bedeutung von mittelstän­

discher Wirtschaft und Bauernschaft
hervorhebt, wenn sie in ihrem Pro­
gramm sagt, „die Erhaltung und Stär­
kung des selbständigen Mittelstandes
ist auch die Voraussetzung für die Ab­
wehr der Vermassung und für die
Bewahrung des gewachsenen Volks­
tums", so geht es ihr um die entspre­
chende politische Bindung der Bauern
und städtischen Mittelschichten.

Es geht der NPD darum, daß Mittel­
stand und Bauern einerseits nicht zu
neuen genossenschaftlichen Produk­
tion- und Vertriebsformen in ihrem
eigenen Bereich kommen und anderer­
seits nicht die Forderung nach demo­
kratischer Kontrolle der Großwirt­
schaft unterstützen. So wird trotz der
wachsenden Vergesellschaftung der
Produktion das Privateigentum zum
Fetisch erhoben.

Aber die NPD sucht auch die Arbeiter­
schaft selbst auseinanderzudividieren:
die einheimischen und die ausländi­
schen Arbeiter, die Arbeiter und ihre
gewerkschaftlichen Vertreter. Im Par­
teiprogramm heißt es: „Der deutsche
Arbeiter muß innerhalb unserer Volks­
wirtschaft vorrangigen Anspruch auf
Sicherung seines Arbeitsplatzes gegen­
über ausländischen Arbeitskräften ha­
ben." Es wird der Eindruck erweckt,
als sei es der ausländische Arbeiter,
der deutschen Kollegen den Arbeits­
platz weggenommen hat, und nicht das
Profitstreben und das planlose Wirt­
schaften der Kapitalisten.

Ihre Gewerkschaftsfeindlichkeit weist
die NPD am klarsten als verschwore­
nen Feind der Arbeiterklasse aus. Ihr
Ziel ist, immer mehr Arbeitnehmer
der Gewerkschaft zu entfremden, deren
Einfluß zurückzudrängen und damit die
Arbeiterschaft mehr und mehr der Un­
ternehmerwillkür auszuliefern. Im Par­
teiprogramm steht: „Die endgültige
Überwindung des Klassenkampfes und
Bildung einer Leistungsgemeinschaft
aller Schaffenden ist unser Auftrag in
der industriellen Massengesellschaft.
Gewerkschaften und Unternehmerver­
bände haben vornehmlich diesem Ziel
zu dienen . . . Mündige Staatsbürger
brauchen keinen Verbandsfunktionär
als politischen Vormund!... Unterneh­
merverbände und Gewerkschaften dür­

fen keine wirtschaftliche Macht aus­
üben, außerhalb der Parlamente Ein­
fluß auf die Staatspolitik nehmen oder
selbst als Unternehmer tätig werden."
Dazu führte die „National - Zeitung"
vom 10. Mai 1968 aus: ......die Unter­
nehmerverbände enthalten sich jeder
politischen Einflußnahme außerhalb
ihrer auf Wirtschafts- und Sozialpoli­
tik begrenzten Sphäre. Der DGB hin­
gegen mischt sich mit Vorliebe in sol­
che Gebiete ein, die ihn weder von
seinem Auftrag noch von seiner Stel­
lung als Treuhänder von Mitglieds­
vermögen her auch nur das geringste
angehen, vornehmlich in Innen- und
Außenpolitik." Die Stroßrichtung ist
klar, ebenso die Fadenscheinigkeit der
Abgrenzung politischer und nichtpoli­
tischer Bereiche. Aufschlußreich genug
ist, daß die Wirtschafts- und Sozial­
politik zurUnternehmersphäre gerech­
net wird.

Der Gewerkschaft wird Mißbrauch
wirtschaftlicher und finanzieller Macht
vorgeworfen; die Tatsache, daß ein
Teil der Gewerkschaftsfunktionäre zum
Apparatdenken neigt, wird dazu aus­
genutzt, die führenden Gewerkschaf­
ter durchweg als „betriebsfremde
Funktionäre" zu verunglimpfen. Selbst­
verständlich ist der NPD auch jede
organisatorische Schwächung der Ge­
werkschaften durch Spalterorganisa­
tionen und verkappte Arbeitgeberaus­
leger willkommen.

Die aufgezeigten Zusammenhänge ma­
chen klar: Die gesellschaftspolitische
Rolle der NPD ist nicht zu trennen von
der der drei etablierten Parteien, ins­
besondere der CDU/CSU und FDP. Sie
stellt eine Ergänzung dar, dazu be­
stimmt, die soziale Basis des kapita­
listischen Systems zu sichern und zu
verbreitern. Die CDU-Satellitenpartei­
en der Vergangenheit, Deutsche Par­
tei, BHE und GDP, waren dazu nicht
oder nicht mehr in der Lage. Die NPD
übertrifft sie an Demagogie. Sie greift
kleinere Mißstände des kapitalistischen
Systems an, um das System als Gan­
zes und dessen große Mißstände um
so sicherer zu erhalten. Sie spricht zu­
dem stärker das unterschwellige nazi­
stische Potential in der Bundesrepublik
an.

Gerade die gesellschaftspolitische Rol­
le der NPD macht es dringend erfor­
derlich, das Verlangen nach dem Ver­
bot dieser Partei mit einer intensiven
und systematischen Aufklärung der
Arbeiterschaft über die verdeckten Ab­
sichten der NPD zu koppeln. Die Ver­
botsforderung allein gestattet ihr nur,
zusätzlich die werbewirksame Märty­
rerrolle anzunehmen. Die NPD muß
— und hier liegt ein weites und ver­
antwortungsvolles Betätigungsfeld ins­
besondere der Gewerkschaften — als
der Gipfel eines Eisberges arbeitneh­
merfeindlicher Kräfte und ihrer Politik
verständlich gemacht, und mit der
NPD müssen die sie bedingenden poli­
tischen und gesellschaftlichen Voraus­
setzungen bekämpft werden. H. J. H.
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Für eine handlungsfähige Opposition

Arbeitnehmerprobleme sollen stärker beachtet werden
Vom Unionstag der Deutschen Friedens-Union

„Gemeinsam handeln gegen Neofaschismus und Notstandsgesetze — Für Demo­
kratie und sozialen Fortschritt." So lautete das Motto des 4. ordentlichen Unions­
tages der Deutschen Friedens-Union in Dortmund. Im Mittelpunkt der Beratun­
gen standen im wesentlichen zwei Fragen. Einmal, wie den Machenschaften des
autoritären Bonner Machtkartells Grenzen gezogen und eine demokratische
Erneuerung durchgesetzt werden kann, und zum anderen, welche Möglichkeiten
es gibt, die antifaschistischen und demokratischen Kräfte in der Bundesrepublik
zu einer handlungsfähigen Opposition zusammenzufassen.

In einer Analyse zur Situation der
Bundesrepublik am Ende der sechziger
Jahre stellte die DFU fest: Das An­
wachsen des Neonazismus in der Bun­
desrepublik Deutschland ist eine Ge­
fahr für die Demokratie in diesem
Land und ein Alarmzeichen für die
Welt. Dabei beschränken sich faschi­
stische Strömungen nicht auf die NPD.
Das wird deutlich an der Haltung, die
Teile der Staatsgewalt gegenüber der
Wahrnehmung demokratischer Rechte
einnehmen, wie überhaupt an der In­
toleranz der Koalitionsparteien gegen­
über alternativen politischen Auffas­
sungen. Die Kluft zwischen freiheit­
lichen Verfassungsgeboten und der
politischen Praxis wird immer sicht­
barer.

In einem viel beachteten Referat stell­
te Frau Prof. Riemeck fest: „Mit der
Verabschiedung der Notstandsgesetze
durch den Bundestag ist die Demokra­
tie in diesem Lande noch nicht ab­
gedankt worden. Der Kampf um die
Demokratisierung ist nur in eine neue
Phase eingetreten, und die Fronten
haben sich geklärt Illusionen sind ge­
schwunden, trügerische Hoffnungen
wurden zuschanden gemacht. Zugleich
verstärkte sich jene echt demokra­
tische Grundstimmung gegen den Miß­
brauch der Macht, die notwendig ist,
wenn die außerparlamentarische Oppo­
sition Gehör finden und das Meinungs­
monopol des Springerkonzerns un­
wirksam gemacht werden soll."

Ob es die Repräsentanten der DFU
oder die anwesenden Sprecher der
Studenten, der Arbeitnehmer, der Wi­
derstandsbewegung, des SDS, der
Jungdemokraten, des Liberalen Stu­
dentenbundes, der SDAJ, der Deut­
schen Jugendgemeinschaft, der Frauen­
bewegung und der Bauernschaft wa­
ren — sie alle befürworteten überein­
stimmend ein breites Bündnis der de­
mokratischen und antifaschistischen
Kräfte zur Durchsetzung einer neuen
Politik in der Bundesrepublik. Mei­
nungsverschiedenheiten ergaben sich
jedoch über den Charakter und das
vorliegende Programm der DFU sowie
in den Fragen, die den Klassencharak­
ter einer möglichen Organisation der
außerparlamentarischenOpposition und
die Mittel und Ziele des gemeinsamen
Kampfes betreffen. Ohne aus der DFU 

eine Arbeiterpartei mit sozialistischer
Zielsetzung machen zu wollen, muß
man kritisch feststellen, daß das Ar­
beiterelement, das in den Orts- und
Bezirksverbänden die Hauptlast der
politischen und organisatorischen Ar­
beit zu tragen hat, in den Unions-
Führungsgremien — wie Direktorium
und Bundesvorstand — nur sehr
schwach vertreten ist und daß die ge-
sellschafts-, Wirtschafts- und sozial­
politischen Forderungen der Arbeit­
nehmer in dem Programmentwurf
nicht entsprechend berücksichtigt wor­
den sind.

Kritik übte Heinz Seeger, DFU-
Landesvorsitzender von .Baden-Würt­
temberg und ehemaliger Vorsitzender
der Gewerkschaft Holz. „Bündnispoli­
tik darf nicht so aussehen, daß wir
uns die Hälse verrenken, wenn 1Ö0
Professoren etwas unterschreiben und
darüber vergessen, was Millionen Ar­
beitnehmer tun." Seeger fuhr fort:
„Ohne das Bündnis mit der Intelligenz
abzuwerten, müssen wir vor allem
diejenigen Menschen mobilisieren, die
von einer Umwandlung der Gesell­
schaft am meisten zu gewinnen haben,
und das sind die Arbeitnehmer. Des­
halb ist es unbedingt zu begrüßen, daß
der 4. Unionstag auf Antrag Seegers
den Beschluß faßte, eine Kommission
zu bilden, die sich mit den Problemen
der Mitbestimmung beschäftigen und
innerhalb der nächsten drei Monate
Vorschläge für eine Demokratisierung
in Betrieb, Wirtschaft und Gesellschaft
unterbreiten soll.

Ferner kamen die 180 Delegierten
überein, das vorgelegte Programm auf
einem außerordentlichen Unionstag zu
verabschieden, um die Zielsetzung der
DFU den neuen politischen Bedingun­
gen anzupassen und die Notwendig­
keit eines Bündnisses der wachsenden
außerparlamentarischen Opposition
mit Arbeitern, Studenten und Schü­
lern als ihren Kern ausführlich zu be­
gründen.

SDS-Vertreter Herbert Lederer begrün­
dete die Notwendigkeit, sich stärker
als bisher auf die Arbeiterklasse zu
orientieren. Die Arbeiter seien das
Hauptsubjekt der kapitalistischen Aus­
beutung und müßten das Hauptobjekt
der Agitation werden. Lederer ver­
wahrte sich gegen den „Mythos" von
der Jugend sowie gegen jene pseudo­
revolutionären Theoretiker, die die 

Arbeiterklasse abgeschrieben haben.
Lange vor den Studenten und Schü­
lern, so betonte er, hätten Berg- und
Metallarbeiter unter roten-Fahnen und
mit der Internationale für grundlegen­
de Veränderungen in Gesellschaft,
Wirtschaft und Staat demonstriert.

Zum Abschluß des Dortmunder Uni­
onstages stimmten rund 800 Vertreter
der außerparlamentarischen Opposi­
tion einer Entschließung zu, in der zum
gemeinsamen Kampf für folgende For­
derungen aufgerufen wird:

■ Für die Unversehrtheit der Grund­
rechte, für die Abschaffung jeglicher
staatlicher Zwangsverpflichtungen;
■ für die Wiederherstellung des
Rechts auf Freizügigkeit;
■ für das Recht auf Arbeit und freie
Berufswahl-,
B für Meinungs-und Informationsfrei­
heit, gegen Kriegs- und Volksverhet­
zung;
■ für das Demonstrationsrecht und
das Recht der ungeschmälerten poli­
tischen Betätigung demokratischer Or­
ganisationen;
■ für die Wiederherstellung der legi­
timen politischen Rechte der sozialisti­
schen und Arbeiterbewegung;
■ für die Umwandlung des Parlaments
in ein Organ der Volksvertretung,-
□ für die Mitbestimmung der arbei­
tenden Bevölkerung und der studie­
renden Jugend — gegen Mißbrauch
wirtschaftlicher, publizistischer und
staatlicher Macht;
□ für die Demokratisierung der Ge­
sellschaft;
■ für eine grundlegende Neuorientie­
rung der westdeutschen Politik;
■ für die Schaffung eines europäischen
Sicherheitssystems, das die Unver­
sehrtheit aller europäischen Staaten
voraussetzt und künftig gewährleistet;
■ für die Anerkennung der Oder-
Neiße-Grenze;
■ für die Anerkennung der Deutschen
Demokratischen Republik;
■ für die Senkung der Rüslungsaus-
gaben;
■ für die Einstellung jedes Versuches,
in die Verfügung und den Besitz von
atomaren Waffen zu gelangen!
■ für die Einstellung der Unterstüt­
zung des amerikanischen Krieges in
Vietnam und für die Unterstützung des
Freiheitskampfes aller unterdrückten
Völker.

Was jetzt nach dem 4. Unionstag der
DFU nottut, ist die Fortführung der
Diskussion innerhalb der außerparla­
mentarischen Opposition mit dem Ziel,
das Bündnis aller Demokraten zu
schmieden, damit eine breite Volks­
bewegung mit der Arbeiterklasse an
der Spitze zur Sicherung von Demo­
kratie, Frieden und sozialem Fort­
schritt zustande kommt. G. B.
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Ignoranten ÖT¥ auf Fortschritt orientiert

Dennoch Verwässerungen und Halbheiten in der Aussage

Vom 6. Gewerkschaftstag der zweitgrößten DGB-Organisation

Wer auf dem 6. ordentlichen Gewerkschaftstag der Gewerkschaft Öffentliche
Dienste, Transport und Verkehr auf sensationelle Beschlüsse gewartet hat,
gleich in welcher Richtung, der hatte seine Erwartungen zu hoch geschraubt. Die
OTV-Gewerkschaft mit ihren 970 000 Mitgliedern, überwiegend in den Büros
und Verwaltungen von Bund, Ländern und Gemeinden, kann dennoch nicht als
„konservative" Organisation im DGB gelten. Vielmehr versteht sie sich gegen­
über den Tarifparteien, der Regierung und dem Parlament als „unbequeme"
Kraft, wie der wiedergewählte 1. Vorsitzende Heinz Kluncker das in seinem
Schlußwort in München formulierte, die „auch künftig keine Tabus respektieren"
wolle. Wenngleich es dem Gewerkschaftstag nicht immer gelungen ist, diese
These zu bekräftigen, muß ihm bescheinigt werden, die Gewerkschaft OTV als
eine vorwärtsdrängende gesellschaftliche Kraft in das Bewußtsein der Öffent­
lichkeit gerückt zu haben.

Entgegen dem Mehrheitsbeschluß der
Delegiertenkonferenz der SPD in Kehl,
die sich gegen eine Weiterführung der
Großen Koalition in Baden-Württem­
berg richtete, haben sich die Landtags­
fraktion und der Landesvorstand der
SPD in Baden-Württemberg wieder für
die Bildung einer Koalition mit der
CDU entschieden. Damit setzten sich
jene Kräfte durch, denen ein Minister­
sessel wichtiger ist, als der Wille der
Mitgliedermehrheit und die aus Angst
vor den Konsequenzen einer neuen
Landtagswahl über den Willen der
Mitglieder mit dem Argument hinweg­
gingen, sie seien nur ihrem Gewissen
verantwortlich und an Aufträge und
Weisungen nicht gebunden. Auch im
Bundestag haben bekanntlich sozial­
demokratische Abgeordnete und über­
haupt alle Ja-Sager mit der Begrün­
dung die Notstandsgegner ignoriert
und für die Notstandsgesetze gestimmt,
sie seien an Wähleraufträge nicht ge­
bunden und nur ihrem Gewissen ver­
antwortlich. In Wirklichkeit sind das
zynische Ausreden, die ein denkbar
schlechtes Verhältnis zur Demokratie,
auch zur innerparteilichen, wider­
spiegeln.

Die Brüskierung der Entscheidung der
sozialdemokratischen Mitglieder in
Kehl, die Große Koalition aufzugeben,
um einen Ansatzpunkt für eine neue
Politik zu gewinnen, dürfte der Sozial­
demokratischen Partei in Baden-Würt­
temberg neue Wahlniederlagen brin­
gen. Gewiß hätte es nicht allein ge­
nügt, die Koalitionspolitik mit der CDU
aufzugeben; wenn die Partei sich vor
Wählerverlusten reiten wollte, hätte
sie gleichzeitig eine neue und eigen­
ständige, auf die Interessen der arbei­
tenden Menschen ausgerichtete Politik
entwickeln müssen. Das war nicht zu­
letzt auch die Forderung, die die Ge­
werkschafter der Sozialdemokratischen
Partei stellten. Gerade aus Gewerk-
schaflskreisen kamen ja die stärksten
Widerstände gegen die Weiterführung
der Großen Koalition.

Es gibt keinen Zweifel, die Entschei­
dung des Landesvorstandes und der
Landtagsfraktion wird den politischen
Verfall der SPD beschleunigen. Sie
wird einen großen Teil jener sozial­
demokratischen Wähler, besonders aus
den Gewerkschaften, die aus Tradition
und Solidarität ihre Stimme noch ein­
mal der SPD gegeben haben, zu der
Erkenntnis führen, daß sie von einer
Partei, die sich so offensichtlich zu den
Forderungen der Gewerkschaften in
Widerspruch setzt, nichts mehr zu er­
warten haben. Der Beschluß der Stutt­
garter Landtagsfraktion dürfte nicht
nur in Baden-Württemberg, sondern
darüberhinaus für die Bundestags­
wahlen entsprechende Rückwirkungen
haben. -ger

517 Delegierte berieten und beschlos­
sen vom 30. Juni bis 6. Juli 1968 die
weiteren gewerkschaftlichen Aufgaben
und die Gliederung ihrer Organisation.
Dabei zeichneten sich vier Schwer­
punkte ab: 1. die neue Satzung, 2. die
Probleme, die Rationalisierung und
Automation auch in den öffentlichen
Ämtern und Verwaltungen aufwerfen.
3. die allgemeine Politik und 4. die
nächsten Schritte im Bereich der Wirt­
schafts-, Sozial- und Tarifpolitik.

Gegen Bürokratisierung,
für Zentralisation

i Der Kongreß geriet in arge Zeitnot,
die nur durch zwei Spätsitzungen und

, straffe Diskussionsleitung gemeistert
! werden konnte. Der Grund: der neue

Salzungsentwurf bot mit seiner Fülle
von Änderungsvorschlägen ein fast
unbegrenztes Diskutierfeld. Aber auch
die unverkennbaren Zentralisations­
bestrebungen des Hauptvorstandes,
der mehr Vollmachten wünschte und
zum Teil auch erhielt, forderten den
Widerspruch einer großen Zahl von
Delegierten heraus. So stimmte der
Gewerkschaftstag zwar der neuen Re­
gelung zu, wonach der Hauptvorstand
in Übereinstimmung mit den Beschlüs­
sen des Gewerkschaftstages „die Poli­
tik der OTV bestimmt", sie lehnten es
jedoch ab, ihm die Vertretung der Or­
ganisation auf dem DGB-Kongreß zu
überlassen. So werden auch weiterhin
die Delegierten zu DGB-Kongressen in
den Bezirken gewählt.

Gegen den Willen des Hauptvorstan­
des wurde auch die Zusammensetzung
des Beirates, des höchsten Organs zwi­
schen den Gewerkschaftstagen, ver­
ändert. Während der Satzungsent­
wurf dem HV einen Anteil von rund
zwei Dritteln der Mitglieder des Bei­
rats sichern sollte, reduzierte der Kon­
greß diesen Anteil auf ein knappes
Fünftel zu Gunsten der Anzahl von
Beiratsmitgliedern, die von den Be­
zirken entsandt werden. Die Tatsache,
daß die Kongreßdelegierten auch die
12 Bezirksvorsitzenden der Gewerk­
schaft aus dem Beirat verbannten,
wurde später in persönlichen Gesprä­

chen von Mitgliedern des Hauptvor­
standes und von Delegierten als eine
von „übertriebenem Mißtrauen" ge­
kennzeichnete Entscheidung kritisiert.
Auf Kritik der Delegierten stieß auch
die Auflösung des Frauen-Sekretariats,
die in der demonstrativen Abwahl des
bisherigen geschäftsführenden Vor­
standsmitgliedes Gerhard Kugoth und
seine Ersetzung durch Hanna Simon
einen Erfolg erzielte, wobei offensicht­
lich nicht die Qualität der Arbeit Ku-
goths, sondern eine Sympathiewelle
für die weibliche Repräsentanz im
Hauptvorstand den Ausschlag gab.

Eine für die OTV bedeutsame organi­
satorische Entscheidung traf der Ge­
werkschaftstag, indem er die acht
Hauptfachabteilungen durch 40 Fachab­
teilungen ersetzte, die Zahl der haupt­
amtlichen Funktionen verringerte und
die der ehrenamtlichen erhöhte. „Die
Aktivierung der ehrenamtlichen Mit­
arbeit wird nicht zuletzt einen anti­
bürokratischen Effekt haben und der
Organisation neue Impulse auf allen
Ebenen vermitteln können", begrün­
dete Heinz Kluncker die Veränderung.

Rationalisieren
für bessere Dienstleistungen

Mit den sozialen Wirkungen der Auto­
mation in den öffentlichen Verwaltun­
gen befaßte sich in seinem Referat
„Erfordern Rationalisierung und Auto­
mation eine neue Strategie der Ge­
werkschaften?" der Münchener Sozio­
loge Prof. Dr. Lutz. Im Unterschied zu
manchen früheren gewerkschaftlichen
Veranstaltungen, so auch zu den Auto­
mationstagungen der IG Metall, gelang
es Prof. Lutz, darzustellen, daß Auto­
mation nicht nur einen wissenschaftli­
chen und einen sozialen Aspekt auf­
weist, sondern in starkem Maße Wir­
kungen auf die Gesamtgesellschaft hat,
auf d.ie ebenso die gewerkschaftliche
Tätigkeit gerichtet sein muß.

Auf eine sehr kurze Formel gebracht,
lautet die These von Prof. Lutz etwa
so: Die Modernisierung und Automa­
tion in den öffentlichen Dienststellen,
wie sie bereits angelaufen ist, wird
unabwendbar zu Massenentlassungen
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und Verdiensiminderungen führen.
Wenn die OTV-Gewerksdiaft nur ge­
gen diese Auswirkungen ankämpft,
wird es den öffentlichen Arbeitgebern
leicht fallen, die Öffentlichkeit gegen
eine angeblich „fortschrittsfeindliche"
Gewerkschaft einzunehmen. Die Ge­
werkschaft müsse — neben dem stän­
digen Kampf zur Wahrung und Ver­
besserung des sozialen Standards der
Arbeiter, Angestellten und Beamten —
darauf dringen, daß das Automations­
motiv, das bislang nur „Kostensen­
kung" heiße, in „Leistungsverbesse­
rung" umgewandelt werde.

„Je weniger die Modernisierung bloß
auf betriebswirtschaftliche Kostensen­
kung und je mehr sie auf Erhöhung der
Qualität öffentlicher Leistungen ab­
zielt", so folgert Prof. Lutz, „desto
größer wird die Chance für die Masse
der Arbeitnehmer im öffentlichen
Dienst, daß sie auch nach der Moder­
nisierung qualifizierte, interessante,
ihren Fähigkeiten entsprechende Ar­
beitsplätze behalten. Es sei überdies
notwendig, die Gewerkschaft im Vor­
bereitungsstadium zu beteiligen, statt
sie — wie bisher — lediglich von Ent­
scheidungen zu unterrichten, die vor­
her ohne sie getroffen wurden.

Auch mit dem FDGB reden!

In der politischen Aussage des Ge­
werkschaftstages setzte sich in vielen
Fällen das Bestreben des geschäfts­
führenden Hauptvorstandes durch, vor­
liegende weitergehende und eindeu­
tige Forderungen und Wertungen durch
allgemeinere und unverbindliche zu
ersetzen. So wurde nach einem per­
sönlichen Einsatz Klunckers der Haupt­
vorstand nicht beauftragt, „in Zusam­
menarbeit mit dem DGB Kontakte mit
dem FDGB aufzunehmen", sondern
dies soll erst „zur gegebenen Zeit"
geschehen. Zweifellos ändert auch
diese Formulierung nichts an dem
Grundsatz, daß die UTV den FDGB
der DDR in ihre ostpolitischen Be­
ziehungen einzuschließen gedenkt. Wie
die Anzahl jener Anträge, in denen
Kontaktaufnahme zum FDGB gefordert
wird, zeigt, ist ein beträchtlicher Teil
der OTV-Gewerkschafter überzeugt,
die „gegebene Zeit" für solche Be­
ziehungen sei nunmehr gekommen.
Kluncker unterstrich jedoch, daß er
aber nicht — wie seinerzeit im Falle
der Ostkontakte überhaupt — zu einem
„Alleingang" bereit sei, sondern ein
mit dem DGB und den übrigen Gewerk­
schaften abgestimmtes Vorgehen an­
strebt. Der Gewerkschaftstag empfahl
im übrigen die Ausdehung der Be­
ziehungen zu Gewerkschaften in sozia­
listischen Ländern auf die mittlere
(Bezirks-) Ebene.

In der Entschließung „Für eine Politik
der Entspannung und des Friedens"
fordern die Delegierten die Vernich­
tung und das Verbot der Atomwaffen
sowie die Beendigung des Krieges in
Vietnam. Während in der Entschlie­
ßung Bemühungen um Entspannung in
Europa und eine Normalisierung der
Beziehungen zu den osteuropäischen
6

Staaten begrüßt werden, wobei davon
ausgegangen wird, die Bundesregie­
rung verfolge bereits eine solche Poli­
tik, wurde ein Antrag als „erledigt"
betrachtet, in dem die „Anerkennung
der Oder-Neiße-Linie als Deutschlands
Ostgrenze" gefordert wird. Offensicht­
lich konnte sich der ÖTV-Gewerk-
schaftstag in dieser Frage nicht zu
einer deutlichen Unterscheidung von
den ostpolitischen Maximen der Bon­
ner Koalitionsregierung entschließen.

Der Gewerkschaftstag forderte das
Verbot der neonazistischen NPD. „Wir
dürfen uns nicht damit begnügen, die­
ses Verbot zu fordern", sagte Heinz
Kluncker. „Wir dürfen nicht darauf
warten und bis dahin die Hände in den
Schoß legen. Wir müssen die NPD po­
litisch bekämpfen." Auf einer Presse­
konferenz bezeichnete Kluncker da­
gegen das Verbot der Kommunistischen
Partei als falsch. Die KPD müsse in
einer Demokratie Wirkungsmöglich­
keiten haben.

Die Notstandsgesetze werden in einer
Entschließung, die Vorschläge zu ihrer
Bekämpfung vermissen läßt, als „Ri­
siko für die Demokratie" bezeichnet.
Parteien,Organisationen und insbeson­
dere alle Gewerkschafter werden auf­
gefordert, ihre Wachsamkeit zu ver­
stärken und die Demokratisierung von
Wirtschaft und Gesellschaft voranzu­
treiben. Der Gewerkschaftstag forderte
die Herabsetzung des Wahlallers auf
18 Jahre, und die Verkürzung der
Wehrdienstzeit.

Kritik an konzertierter Aktion

In den Fragen der Wirtschaftspolitik
dominierten auf dem Gewerkschaftstag
die bekannten Thesen der SPD, wo­
nach diese Partei und Prof. Schiller
den entscheidenden Anteil an der Über­
windung der Krise haben. Allerdings
ist auch in der OTV-Gewerkschaft ein
deutliches Unbehagen in bezug auf
Schillers konzertierte Aktion zu spü­
ren. Heinz Kluncker wiederholte in
seinem Rechenschaftsbericht die drei
Bedingungen, die die ÖTV seinerzeit
für die Mitarbeit in der konzertierten
Aktion gestellt hatte: 1. Die Tarifauto­
nomie darf nicht eingeschränkt werden
(für diese Feststellung erhielt er de­
monstrativen Beifall); 2. es müssen
auch die Einkommensverteilung und
die Vermögensbildung behandelt wer­
den; 3. es muß Einvernehmen über die
grundlegenden ordnungs- und gesell­
schaftspolitischen Auffassungen erzielt
werden.

Kluncker verbarg nicht seine Unzufrie­
denheit mit der Handhabung der kon­
zertierten Aktion: „Die Gewerkschaf­
ten sind bisher weder bei der Erarbei­
tung wirtschaftspolitischer Zielvorstel­
lungen noch bei der Erstellung mittel­
fristiger Wirtschafts- und Finanzpläne
gehört worden. Wer aber den sozialen
Rechtsstaat verwirklichen will, muß die
Gewerkschaften bei derartigen Ent­
scheidungen nidit nur hören, er muß
sie am Zustandekommen verantwort­
lich beteiligen."

Die Delegierten des Gewerkschafts­
tages verlangten die Herbeiführung
der versprochenen „sozialen Symme­
trie", die bislang nur ein Versprechen
sei, sonst nichts. In einer Entschließung
wird der Hauptvorsland zu einer akti­
ven Tarifpolitik aufgefordert. Weiler
wurden die Einführung von Bildungs­
urlaub, eine bessere Bildungspolitik, die
Ausdehnung des Kündigungsschutzes,
d;e gesetzliche Verankerung der Lohn­
fortzahlung für Arbeiter im Krank­
heitsfälle und die Neuordnung der ße-
amtenbesoldung gefordert.

Der Gewerkschaflsvorstand wurde von
den Delegierten aufgefordert, sich in­
tensiver für die Verwirklichung der
Mitbeslimmungsforderungen einzuset­
zen und für die „Überführung von
Schlüsselindustrien und anderen markt-
und wirtschaftsbeherrschenden Unter­
nehmen in Gemeineigentum einzutre­
ten". Der DGB soll in seine Bestrebun­
gen zur Ausdehnung der Mitbestim­
mung den öffentlichen Dienst einbe­
ziehen. Das Betriebsverfassungs- und
Personalverlretungsgesetz sollen no­
velliert werden mit dem Ziel, den Ar­
beitnehmern und Gewerkschaften grö­
ßere Milsprache- und Beteiligungs­
rechte am Arbeitsplatz und in den
Verwaltungen einzuräumen.

Der 6. ordentliche Gewerkschaftstag
der ÖTV-Gewerkschaft hat für einen
Bereich, in dem rund 2,5 Millionen
Arbeiter, Angestellte und Beamte be­
schäftigt sind, die nächsten Schritte
vorgezeichnet und in der Politik seine
Akzente gesetzt. Gewiß, manche Ak­
zente könnten schärfer gesetzt, manche
Schritte energischer getan werden, an­
dere jedoch lassen an Deutlichkeit und
Entschlossenheit nichts zu wünschen
übrig. Die Diskussion in der mit fast ei­
ner Million Mitgliedern zweitslärksten
Gewerkschaft ist mit dem Münchener
Gewerkschaflstag nicht abgeschlossen;
der Klärungsprozeß sollte bewußt vor­
angetrieben, die Illusionen in bezug
auf die Gesamtkonzeption der Großen
Koalition müssen überwunden werden.
Nur ohne die aus einem unangebrach­
ten und unbegründeten Solidaritäts­
verhalten hinsichtlich des sozialdemo­
kratischen Koalitionspartners herrüh­
renden Selbstbeschränkungen in Hand­
lung und Aussage werden die gestell­
ten Ziele zu realisieren sein.

Zugegeben, in einer Gewerkschaft,
die die Interessen von Gasmännern,
Seeleuten, Bundeswehroffizieren, Poli­
zeipräsidenten und Oberregierungs­
räten, aber auch von Postbeamtinnen,
Sekretärinnen und Krankenschwestern
unter einen Hut zu bringen hat, ist das
nicht ganz einfach. Aber darum ist es
umso mehr angebracht, sich von den
zusätzlichen Hemmnissen frei zu
machen, die heule nicht nur der OTV,
sondern dem gesamten DGB aus der
politischen Machtkonslellation in Bonn
erwachsen.

Gerd Siebert



Große Koalition und Lohnpolitik

Tarifabschlüsse noch unter Schillers Orienfierungsdaten
Gewerkschaften müssen zur aktiven Lohnpolitik zurückfinden

Als Ende 1966 in Bonn die Regierung der Großen Koalition gegen den Willen
der Gewerkschaften und vieler SPD-Organisationen zusammengezimmert wurde,
sagten die Linken in der Arbeiterbewegung eine verstärkte Rechtsentwicklung
voraus. Dieser Rechtskurs, der sich in der Folge bestätigte, zeigt sich nicht nur
in dem bedrohlichen Anwachsen des Neonazismus und der Annahme der Not­
standsgesetze, sondern wird auch auf sozialem und ökonomischem Gebiet sicht­
bar. Die Mitarbeit der Gewerkschaften in der konzertierten Aktion und die fal­
schen Rücksichten auf die sozialdemokratischen Minister in der Regierung haben
sich deshalb für die unmittelbaren Lebensinteressen der Arbeiter und Angestell­
ten als verhängnisvoll erwiesen.

Während die Unternehmer die im
Spätherbst 1967 zu Ende gegangene
zyklische Wirtschaftskrise ohne nen­
nenswerte Verluste überstanden —
viele Großunternehmen konnten trotz
Produktionsrückgang sogar noch ihre
Dividende erhöhen —, wurden die
Lasten der Krise einseitig den Arbeit­
nehmern aufgebürdet. Durch Verzicht
auf effektiv wirksame Lohnerhöhungen,
Herabgruppierungen, Abbau betrieb­
licher Sozialleistungen, durch zeitwei­
lige Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit
sanken erstmals in der Nachkriegs­
periode die Reallöhne. Die auch in der
Krise weitergestiegenen Preise haben
diesen Trend noch verstärkt.

Das Kapital nutzte die Krise, um die
Betriebe zu „durchforsten" und im
Hinblick auf die Beschäftigtenzahl
„gesundzuschrumpfen". Im Ergebnis
dessen ist die Arbeitsproduktivität in
einem ungewöhnlichen Ausmaß ge­
stiegen, sie lag im zweiten Halbjahr
1967 um mehr als 10 Prozent über dem
Vorjahresergebnis. 1968 hat sich diese
forcierte Leistungssteigerung fortge­
setzt. Durch die erhöhte Produktivität
einerseits und die minimalen Lohn­
erhöhungen andererseits stehen die
Unternehmer vor einer erneuten Pro­
fitexplosion, und man ist sich heute
schon einig, daß die vom Sachverstän­
digenrat prognostizierte Zunahme der
Unternehmergewinne um 12,5 Prozent
zu niedrig angesetzt ist.

Lohnabschlüsse
unter den Orienfierungsdaten

Auch die angekündigten Lohn- und
Gehaltserhöhungen sind falsch pro­
grammiert worden; denn die im ersten
Halbjahr 1968 für fast 15 Millionen
Arbeiter und Angestellte abgeschlos­
senen neuen Lohn- und Gehaltstarife
blieben, auf das ganze Jahr umgerech­
net, noch unter den von den Gewerk­
schaften als zu niedrig bezeichneten
„Lohnleitlinien“ von 4 bis 5 Prozent.
Im allgemeinen haben sich die Vor­
stände und Tarifkommissionen der
Gewerkschaften in den nur auf Ver­
handlungen bzw. Schlichtungen be­
schränkten Tarifbewegungen auf Lohn-
und Gehaltserhöhungen von 2,5 bis
3,5 Prozent für das ganze Jahr 1968 

und noch geringere Abschlüsse für das
Bundestagswahljahr 1969 eingelassen.

Die jetzt anlaufende Konjunktur, die
durch Milliarden-Steuergeschenke an
die Großunternehmer einen zusätz­
lichen Stimulus erhielt, birgt damit
bereits die Gefahr von Stagnations­
erscheinungen bzw. einer neuen zy­
klischen Krise der Wirtschaft in sich.
Die unzureichenden Lohnerhöhungen,
die infolge Preissteigerungen, höherer
Lohnsteuern und Sozialabgaben be­
stenfalls auf dem in der Krise vermin­
derten Reallohnniveau stagnieren,
werden den Widerspruch zwischen
Produktion und Markt, d.h. kaufkraft­
fähiger Nachfrage von neuem entwik-
keln. Den Arbeitern drohen erneut
verminderte Effektivverdienste, Kurz­
arbeit, Arbeitslosigkeit und verstärkte
Antreiberei. Die Arbeitslosigkeit wird
durch die Strukturkrisen infolge der
kapitalistisch angewandten technischen
Revolution noch verstärkt.

Wie man angesichts der Ergebnisse
der Tarifbewegungen 1968 von einem
„Erfolg" und „beachtlichen Lohn- und
Gehaltserhöhungen", so z. B. Otto
Brenner in „Metall" Nr. 12/1968 spre­
chen kann, bleibt unerfindlich. Auch
beim Rationalisierungsschutzabkom­
men hat die IG Metall wesentliche
Forcierungen — paritätisch besetzter
Personalplanungsausschuß, Ausgleichs­
kasse — fallen gelassen und nur sehr
bescheidene materielle Vergünstigun­
gen bei Rationalisierungsmaßnahmen
für Arbeitnehmer über 40 Jahre, die
mindestens zehn Jahre im gleichen
Betrieb beschäftigt sein müssen, er­
reicht. Allerdings werden diese Maß­
nahmen nur in den Betrieben wirksam,
wo durch Rationalisierung und Ein­
führung neuer technischer Verfahren
ältere Arbeiter und Angestellte von
der Freisetzung betroffen sind. Für die
Beschäftigten der Betriebe und Zweige,
die durch die technische Entwicklung
verdrängt bzw. von den Großunter­
nehmern niederkonkurriert werden,
trifft das Abkommen nicht zu.

Wenn der Vorstand der IG Metall
sagt, mit dem Abkommen sei eine
Grundlage geschaffen, auf der weiter
aufgebaut werden könne, dann kann
sich das nur auf die fernere Zukunft
beziehen, denn die IG Metall hat sich
auf eine Laufzeit von viereinhalb Jah­

ren eingelassen. Erst zum 31. 12. 1972
kann das Abkommen gekündigt wer­
den. So wird bei der nächsten Rezes­
sion dieses Abkommen noch gültig
sein. Für die dann von Arbeitslosig­
keit, Kurzarbeit usw. betroffenen Ar­
beiter und Angestellten kommt es
nicht zur Anwendung, weil nach dem
Unternehmerstandpunkt Absatzschwie­
rigkeiten, Produktionsrückgang und
Stillegungen keine Rationalisierungs­
maßnahmen sind.

Lohnpolitik und Notstandsgesetze

Eine wesentliche Ursache für die un­
befriedigenden Ergebnisse der Tarif­
bewegung 1968 liegt in den Illusionen,
die von der Wirtschaftspolitik Schil­
lers ausgehen. Um die Position der
SPD-Minister in der Regierung Kie-
singer nicht zu gefährden und in dem
falschen Glauben, die SPD damit vor
neuen Niederlagen bewahren zu kön­
nen, haben die Vorstände der Gewerk­
schaften eine offene Konfrontation mit
dem spätkapitalistischen System ver­
mieden. Darum verzichten sie bei den
Verhandlungen auf die Einbeziehung
der Kampfkraft der Millionen organi­
sierten Arbeitnehmer. Man kann schon
eher von einer Schlichtungsbewegung
als von einer Tarifbewegung sprechen.
Die getätigten Abschlüsse und die
Formen der Tarifauseinandersetzungen
zeigen, daß es dem Großkapital und
der Bundesregierung mit Hilfe der in
die Regierung hineingenommenen SPD-
Minister gelungen ist, die Gewerk­
schaften auf tarifpolitischem Gebiet in
bestimmtem Umfang in das System zu
integrieren, und sozialpartnerschaft­
liche Tendenzen treten immer stärker
hervor.

Der Verzicht auf eine stärkere Mobili­
sierung der Mitgliedschaft bei den
Lohnbewegungen hat es den herrschen­
den Kreisen erleichtert, die Notstands­
gesetze unter Dadi und Fach zu brin­
gen. Es ist dodi nicht zu übersehen,
daß diese antidemokratischen Gesetze
auch die Aufgabe haben, den Unter­
nehmern eine legale Handhabe zu ge­
ben, um bei künftigen Lohnbewegun­
gen gegen die Gewerksdiaften mit der
Staatsgewalt vorgehen zu können. Ein
konsequent geführter Kampf für die
unmittelbaren sozialen Interessen der
Arbeiterschaft hätte — wie das Bei­
spiel Frankreidi demonstriert — dem
politischen Kampf gegen die Not­
standsgesetze eine größere Wirksam­
keit verliehen.

Vom Großkapital wurde diese Wechsel­
wirkung zwischen ökonomischem und
politischem Kampf durchaus erkannt.
Eines seiner Sprachrohre, die „Frank­
furter Allgemeine Zeitung", die sonst
nicht müde wird, die Gewerkschaften
zu beschimpfen und zu verteufeln,
spendete auf einmal Beifall und schrieb
am 31. 5. 1968 zum Tarifabschluß der
IG Metall: „In einer Zeit, in der es
politisch gärt, wurde damit ein Beispiel
gesetzt, daß der soziale Fortschritt in
diesem Lande eine Folge von Klugheit
und politischem Weitblick ist, niemals
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aber das Ergebnis hysterischer, von
Sachkenntnis ungetrübter Revolutions­
klüngelei.“ Auch »Der Volkswirt"
äußerte sich am 24. Mai 1968 dazu:
..Die plötzliche Kompromißbereitschaft '
hat allerdings nicht . nur sachliche j
Gründe. Ein Arbeitskampf in der Me- 1
tallindustrie wäre zeitlich mit den
Generalstreiksrufen in der Notstands- i
endrunde zusammengefallen."

Zur aktiven Lohnpolitik
zurückfinden

Die progressiven Kräfte in den Ge­
werkschaften sollten sich darauf be­
sinnen: Um die große Masse der Ar­
beiterschaft für den Kampf gegen das
Kapital und seine Regierung zu mobi­
lisieren, müssen die Organisationen
der Arbeiter immer von den unmittel­
baren sozialen Interessen ausgehen.
Wie das Beispiel Frankreich zeigt, tra­
gen heute die sozialen Auseinander­
setzungen objektiv einen unmittelbar
politischen Charakter.

Wenn auf den bevorstehenden Ge­
werkschaftstagen die Delegierten Bi­
lanz ziehen, wird es sicherlich man­
ches harte Wort zur Tarifpolitik geben.
Notwendig ist es, Schlußfolgerungen
zu finden, um die Gewerkschaften zur
aktiven Lohn- und Gehaltspolitik ent­
sprechend dem Aktionsprogramm des
DGB zurückzuführen. Immer mehr Ge­
werkschafter fordern, die Mitarbeit in
der konzertierten Aktion so lange ein­
zustellen, bis den Gewerkschaften ein
uneingeschränktes Mitbestimmungs­
recht eingeräumt wird. Weiter ver­
langen die Mitglieder, daß alle tarif­
lichen Lohn- und Gehaltserhöhungen
auf die bestehenden Löhne und Gehäl­
ter erfolgen sollen und bei Preisstei­
gerungen durch betriebliche Verein­
barungen Zulagen durchgesetz werden.
Nicht zuletzt kommt es darauf an, die
Gewerkschaften zu stärken und zu
festigen. Eine konsequente gewerk­
schaftliche Interessenvertretung wird
nicht nur den Mitgliederrückgang stop­
pen, sondern auch dazu beitragen, die
gefährlichen antigewerkschaftlichen
Stimmungen bei Teilen der Arbeiter­
schaft zu überwinden.

Dr. W. Petschick

iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiii!i;n

Höchste Förderleistung
in der Bundesrepublik

Nach der Statistik der Kohlewirtschaft
hat die Leistung der Untertagebeleg­
schaft je Mann und Schicht im Stein­
kohlenbergbau der Bundesrepublik im
ersten Vierteljahr 1968 mit 3504 kg
erstmals die 3,5-Tonnen-Marke über­
schritten. Sie war damit um 11,3 Pro­
zent höher als im gleichen Zeitraum
des Vorjahres. Die Schichtleistung der
deutschen Bergarbeiter liegt aber auch
um 12,5 Prozent höher als in Groß­
britannien, um 39,4 Prozent höher als
den Niederlanden, um 47,4 Prozent
höher als in Frankreich und um 59,6
Prozent höher als in Belgien.

Gelähmte Handlungsfähigkeit...

Wie die Große Koalition die Gewerkschaften lähmt

Faule Kompromisse von IG Metall und IG Bergbau

Die Hoffnungen, die manche Gewerkschafter in die Regierung der Großen
Koalition setzten, haben sich nicht erfüllt. Statt der erhofften Fortschritte in
Sachen Gesellschaftspolitik, Demokratisierung und Einkommensumverteilung
standen die letzten zwanzig Monate im Zeichen der sozialen Demontage, des
Abbaus der Demokratie und eines verschärften Rechtskurses. Fast ausnahmslos
alle Entscheidungen der Regierung Kiesinger/Brandt — besonders in den Berei­
chen der Wirtschafts- und Finanzpolitik — wurden einseitig zugunsten der Kon­
zerne und Unternehmer getroffen. Trotz dieser Tatsache haben es die Gewerk­
schaften bisher nicht vermocht, sich aus der verhängnisvollen Umklammerung
durch die Bundesregierung zu lösen und gegenüber der Einheitsfront der wirt­
schaftlich und damit auch politisch herrschenden Kräfte eine eigenständige Politik
zu entwickeln.

Wohin es führt, wenn die Gewerk­
schaften ihre Forderungen immer wie­
der zurückstecken und den Parolen
der SPD-Führung folgen, die sich offe­
ner denn je als Erfüllungsgehilfen von
CDU/CSU betätigen und die Arbeit­
nehmer in das monopolkapitalistische
System zu integrieren suchen, beweist
die Situation in der Montanindustrie.
So hat sich die IG Metall mit dem Un­
ternehmerverband Eisen und Stahl
darauf geeinigt, die Löhne und Gehäl­
ter für die rund 200 000 Beschäftigten
der eisenschaffenden Industrie in Nord­
rhein - Westfalen rückwirkend vom
1. Juni 1968 an um 5 Prozent und vom
1. März 1969 ab um weitere 2 Prozent
zu erhöhen. Ebenso wie in der Metall­
verarbeitung stimmte damit die Ge­
werkschaftsführung einem Tarifergeb­
nis zu, das man als unbefriedigend
bezeichnen muß.

Fünf Prozent mehr Lohn und Gehalt
für die Dauer eines Jahres sind äußerst
dürftig, zumal wenn man berücksich­
tigt, daß die damit verbundene Real­
lohnerhöhung nur etwa 0,3 Prozent be­
trägt. Die letzte einkommenswirksame
Lohn- und Gehaltserhöhung in der
eisenschaffenden Industrie hat im Fe­
bruar 1965 stattgefunden. Durch diese
Periode des Lohnstopps — ganz zu
schweigen von den Lohneinbußen durch
Kurzarbeit, Umsetzungen und Prämien­
abbau — entspricht die Kaufkraft der

' Stahlarbeiter dem Stand von vor zwei
I Jahren.

Man muß der IG Metall den Vorwurf
j machen, sich mit den Tarifvereinba­

rungen von Kettwig wohl an Schillers
Lohnleitlinie, nicht aber an der aus­
gezeichneten Produktions- und Ge­
winnlage orientiert zu haben. Für die
eisenschaffende Industrie der Bundes­
republik ist die Rezession schon 1967
zu Ende gewesen. Im ersten Viertel­
jahr 1968 haben die Werke aus dem
Inland 26 Prozent mehr Aufträge als
vor Jahresfrist, aus dem Ausland
15 Prozent mehr erhalten. Die Roh­
stahlerzeugung der ersten vier Monate
1968 hat das Vorjahresniveau um
12 Prozent überstiegen. Gleichzeitig
haben sich Auftragsüberhänge gebil­

det. Allgemein schätzt man, daß die
Stahlerzeugung 1968 um mindestens
8 Prozent wachsen und einen neuen
Rekordstand von annähernd 40 Mill, t
oder mehr erreichen wird. Gleichzeitig
muß darauf hingewiesen werden, daß
binnen 21/« Jahren die Beschäftigten­
zahl um 40 000 bzw. 11 Prozent redu­
ziert worden ist.

Die Produktion je Beschäftigtenstunde
ist im Durchschnitt 1967 um 10 Prozent,
im 4. Quartal 1967 sogar um 17 Pro­
zent gewachsen. Die Produktivität der
Arbeit dürfte 1968 um mindestens
12 Prozent zunehmen. DamiC hätte sie
sich gegenüber 1965 — dem Jahr der
letzten Lohnerhöhung — um 27 Pro­
zent verbessert. Im Durchschnitt der
Gesamtwirtschaft beträgt der Produk­
tivitätsfortschritt in der gleichen Zeit
rund 12 Prozent.

Völlig undiskutabel sind die verein­
barten 2 Prozent mehr Lohn und Ge­
halt für die Zeit vom 1. März bis zum
30. November 1969. Hier hat sich die
IG Metall auf einen faktischen Lohn­
stopp bis nach der Bundestagswahl
festlegen lassen. Was um so unver­
ständlicher ist, da selbst die Bundes­
regierung, wenn auch aus wahltakti­
schen und konjunkturpolitischen Über­
legungen, für 1969 ein Ansteigen der
Nettolohn- und gehaltssumme um
7,5 Prozent versprochen hat. Davon
können die Stahlarbeiter nun nicht
mehr profitieren. Sie werden also
1969 erheblich draufzahlen müssen, nur
weil Bundeswirtschaftsminister Schil­
ler bis zu den Bundestagswahlen Ruhe
an der Tariffront wünscht.

Kohle-Einheifsgesellschaff
nach Unfernehmergeschmack

Ein anderes Beispiel für eine unver­
ständliche gewerkschaftliche Kompro­
mißbereitschaft lieferte jetzt der
Hauptvorstand der IG Bergbau und
Energie. Entgegen der Forderung der
Bergarbeiter und der Gewerkschafts­
satzung nach Überführung des Berg­
baus in Gemeineigentum — was auf
Grund der Verfassung des Landes
Nordrhein-Westfalen und des Grund-



gesetzes durchaus möglich wäre —
stimmte der Vorstand der IGBE im
Rahmen der geheimgehaltenen Bonner
Kohlegespräche dem Plan zu, die
Steinkohlenzechen des Ruhrgebiets in
einer privatwirtschaftlich betriebenen
Einheitsgesellschaft zusammenzufas­
sen.

Was man als angebliche „Neuord­
nung" zu lobpreisen versucht, bedeutet
in Wirklichkeit, daß die Konzernher­
ren auch künftig Eigentümer der Be­
triebe bleiben und daß an der Spitze
des Bergbaus weiterhin die Bankrot­
teure stehen, die sich als völlig un­
fähig erwiesen haben, mit den Pro­
blemen der Kohlenkrise fertig zu wer­
den. Neu ist lediglich, daß die öffent­
liche Hand, also der Bund und das
Land Nordrhein-Westfalen, mit der
Übernahme einer Bürgschaft von 3,3
Milliarden DM die Sozialisierung der
Verluste tragen sollen, während die
Montankonzerne die Profite einzustek-
ken gedenken.

In Bonn ist man sich dieser Tatsache
sehr wohl bewußt und wahrscheinlich
auch beim Hauplvorstand der IGBE.
Denn nur so ist z. B. die Entscheidung
der Bundesregierung zu erklären, daß
die Zechenkraftwerke, die heute eine
der lukrativsten Unternehmenssparten
darstellen, mit einer Kapazität von
nur 90 MW auf die Einheitsgesellschaft
übertragen werden und 5000 MW bei
den Altgesellsdiaflen verbleiben sol­
len. Uber den Grundbesitz der Berg­
baukonzerne herrscht Schweigen, wäh­
rend die Bergarbeiterwohnungen in
das „Verfügungsrecht", also nicht in
das Eigentum der neuen Einheilsgesell-
schaft übergehen sollen.

Diese Lösung stellt zwar sicher, daß
die Konzerne zusätzliche Gewinne er­
halten, hat aber auf die Kohlenkrise
kaum einen Einfluß. Tatsache ist näm­
lich, daß es die Hauptaufgabe der Ein­
heitsgesellschaft sein soll, einen „Ge­
waltstillegungsplan" nach dem Bonner
„Kohle - Anpassungsgesetz" aufzustel­
len, was zugleich auch di§ Vorausset­
zung für eine weitere Subventionie­
rung im Bergbau durch den Bund ist.
Das heißt, die Förderung soll binnen
kürzester Frist auf etwa 77 Millionen
Jahrestonnen zurückgen' mmen wer­
den, wodurch Zehntausende Bergarbei­
ter ihren Arbeitsplatz verlieren wer­
den.

Für die Preisgabe der Bergarbeiterfor­
derungen durch den Vorstand der IGBE
gibt es im wesentlichen zwei Gründe.
Einmal möchte man dem Sozialdemo­
kraten Schiller das Verdienst zuschan­
zen, die längst überfällige „Neuord­
nung" im Bergbau in Angriff genom­
men zu haben, obwohl inzwischen ein­
deutig feststeht, daß der unternehmer­
freundliche Bundeswirtschaftsminister
auch in diesem Fall das Geschäft der
Großaktionäre zu besorgen gedenkt.
Zum anderen will der IGBE-Hauptvor-
stand verhindern, daß die Regierungen
in Bonn und Düsseldorf und besonders
die sozialdemokratischen Parlaments­
fraktionen in der Frage der Überfüh­
rung der Grundstoffindustrien in Ge­

meineigentum Farbe bekennen müssen.
Was in der westdeutschen Montan­
industrie vorgeht, macht nur einmal
mehr deutlich, daß die Gewerkschaf­
ten nicht zugleich auf zwei Hochzeiten
tanzen können. Es ist ihnen unmög­
lich, die Interessen der Arbeitnehmer
und die der Konzernherren und ihrer
politischen Parteien unter einen Hut
zu bringen.

Sowohl für die IG Metall als auch für
die IGBE sollte es aus dieser Erkennt­
nis nur eine Konsequenz geben:
Schluß zu machen mit der Politik der
faulen Kompromisse und der Anpas­
sung an Zielsetzungen der Bonner
Regierung. Was jetzt mehr denn je
nottut, ist, daß die Gewerkschaften,
gestützt auf ihre Beschlüsse und das
DGB-Grundsatzprogramm, der restau-
rativen, sozialreaktionären und rechts­
orientierten Konzeption des Kabinetts
der Großen Koalition eine echte Alter­
native gegenüberstellen und entschlos­
sen für ihre berechtigten gesellschafts-,
einkommens- und sozialpolitischen
Forderungen eintreten. B. G.

Illlllllllllllllllllllllllllllllllll!!llll!lllllllllllllin

Lohnerhöhung und Urlaubsgeld
für Bergarbeiter

Nach mehr als zwei Jahren Lohn- und
Gehaltsstopp im Steinkohlenbergbau
erhalten die Arbeiter und Angestell­
ten ab 1. Juli 1968 eine Einkommens­
zulage in Höhe von 5,5 Prozent, die
voll wirksam werden soll. Da der alte
Tarifvertrag am 31. Mai ausgelaufen
ist und der neue bis zum 31. Dezember
1969 gilt, beträgt die tatsächliche Lohn-
und Gehaltsaufbesserung, auf einen
Zeitraum von 12 Monaten bezogen, nur
3,5 Prozent. Sie liegt damit erheblich
unter dem ebenfalls auf 12 Monate be­
zogenen vorausgeschätzten Wirt­
schaftswachstum von 5 bis 6 Prozent
und der von Wirtschaftsminister Schil­
ler als „vertretbar" erachteten Leit­
linie für Lohnerhöhungen von 4 bis
5 Prozent.

Dieses für die Arbeiter und Ange­
stellten im Steinkohlenbergbau ent­
täuschende Ergebnis der Lohnbewe­
gung wird nur dadurch etwas verbes­
sert, daß ab 1. Januar 1969 ein jähr­
liches Urlaubsgeld von 180 DM gezahlt
wird, das sich ab 1. Januar 1970 auf
240 DM erhöht. Anfangs hatte die IG
Bergbau und Energie eine Einkom­
mensverbesserung von 7,5 Prozent ge­
fordert. Nachdem die Zechen jedoch
nur 3 Prozent angeboten hatten, wur­
de neben der Großen Tarifkommission
der Hauptvorstand aktiv, der in zwei
Spitzengesprächen mit dem Unterneh-
mensverband Ruhrbergbau das ge­
nannte Ergebnis vereinbarte.

DieTarifkommissionen der IG Bergbau
an der Saar, in den Revieren Aachen .
und Ibbenbüren wurden aufgefordert, ■
mit den zuständigen Unternehmerver­
bänden gleiche materielle Vereinba- .
rungen wie an der Ruhr zu treffen.

Veto gegen Bonn

■ Der Vorstand der Bundesanstalt für
| Arbeitslosenversicherung hat es ab-
i gelehnt, für Strukturprogramme der

Bundesregierung erneut 600 Millionen
> DM aus den Beiträgen der versicherten
I Arbeitnehmer zur Verfügung zu stel­

len. Er faßte diesen Beschluß bezeich-
I nenderweise gegen die Stimme des
I neuen Präsidenten der Bundesanstalt,

des CDU - Bundestagsabgeordneten
Stingl.

Sein Veto gegen die Absichten der
Regierung begründete der Vorstand
der Bundesanstalt damit, daß der
größte Teil der 600 Millionen DM
nicht für die Schaffung neuer Arbeits­
plätze, sondern für den Straßenbau
verwendet werden soll. Die Bundes­
anstalt für Arbeitslosenversicherung
rechnet in diesem Jahr ohnehin mit
einem Defizit von 1,3 Milliarden DM.
Das ist nicht nur auf den Rückgang
der Beitragseinnahmen und die er­
höhten Leistungen als Folge von Ar­
beitslosigkeit und Kurzarbeit, sondern
auf die schon bis jetzt erfolgte In­
anspruchnahme der Gelder der Arbeits­
losenversicherung durch die Bundes­
regierung für versicherungsfremde
Aufgaben zurückzuführen.

Auch der Verband der Rentenversiche­
rungsträger hat sich mit einer Ent­
schließung erneut „gegen die Aushöh­
lung der Finanzgrundlage der Renten­
versicherung durch gesetzliche Maß­
nahmen gewandt. In der Entschließung
wird festgestellt: „Die Kürzung des
Bundeszuschusses zur Rentenversiche­
rung, der vornehmlich als Ausgleich
für Kriegsfolgelasten gedacht ist, um
rund 4 Milliarden DM, ist schon in An­
betracht künftiger schwerer Belastun­
gen der Rentenversicherung völlig un­
verständlich. Die Mitgliederversamm­
lung des Verbandes Deutscher Renten­
versicherungsträger fordert in Sorge
um Bestand und Entwicklung der deut­
schen sozialen Rentenversicherung
Bundesregierung und Parlament auf,
davon abzusehen, den Ausgleich des
Bundeshaushaltes durch finanzielle In­
anspruchnahme der Träger der sozia­
len Rentenversicherung zu suchen.“

Die entschiedene Stellungnahme der
Organe der Arbeitslosen- und Renten­
versicherung macht nicht nur die Ge­
fahren deutlich, die von der Politik
und den Maßnahmen der Regierung
der Großen Koalition für die soziale
Sicherheit der Arbeitnehmer und den
Bestand ihrer Sozialversicherung aus­
gehen. Sie ist auch ein Beispiel für den
Wert und die Bedeutung der Selbst­
verwaltung in der Sozialversicherung,
auch wenn diese in ihrer heutigen
Form den Vorstellungen und Forde­
rungen der Gewerkschaften nicht ent­
spricht. A. B.
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Kongreß im Zeichen der Kohlenkrise

9. Gcwerkschaftstag der IG Bergbau und Energie
Verpaßte Chance für gemeinwirtschaftliche Lösung

Rund 84 000 Mitglieder hat die IG Bergbau und Energie seit 1964 verloren,
während gleichzeitig die Zahl der Beschäftigten im Bergbau um fast 150 000
zurückgegangen ist. Der Anteil der gewerkschaftlich Organisierten in der Berg­
bauwirtschaft ist somit im gleichen Zeitraum von 70,6 Prozent auf 76,6 Prozent
gestiegen; allerdings hat sich der Renlneranteil von 25,5 auf 35,3 Prozent erhöht.
Ende 1967 waren noch 425 000 Arbeiter und Angestellte in der IG Bergbau
organisiert. Das ist die Mitgliederbilanz, wie sie auf dem 9. ordentlichen Gewerk­
schaftskongreß der 1GBE Ende Juni in Dortmund vom Hauplvorstand bekannt­
gegeben wurde.

Der ganze Kongreßverlauf stand im
Zeichen der Krise und der Unsicher­
heit im Steinkohlenbergbau der Bun­
desrepublik, die auch durch die Ver­
einbarung von Regierung, Gewerk­
schaft und Unternehmern, eine Kohle­
einheitsgesellschaft zu bilden, nicht
aus der Welt geschafft werden konnte.
Die Konzeption von Wirtschaftsmini­
sterium und Zechenherren, den Berg­
bau „gesundschrumpfen" zu lassen,
weitere Zechen stillzulegen und noch
Zehntausende Bergleute auf die Straße
zu setzen, gilt unverändert. Nur sol­
len in Zukunft die Betroffenen mate­
riell besser abgefunden werden.

Die Mitglieder des Hauptvorstandes
der IG Bergbau gaben sich in Dort­
mund alle Mühe, die Gründung der
Einheitsgesellschaft als Erfolg gewerk­
schaftlicher Bemühungen und faktisch
als das Ende der Kohlenkrise zu prei­
sen. Dennoch mußte Fritz Pott feststel­
len: „Trotz dieser Erfolge ist die wirt­
schaftliche Abhängigkeit, die wirt­
schaftliche Unselbständigkeit der Ar­
beitnehmer geblieben. Geblieben ist
auch die persönliche Abhängigkeit, die
Unterstellung unter die Weisungs­
befugnis des Arbeitgebers ... Die Auf­
gaben aber, die der Gewerkschaft für
die Gestaltung der Lebens- und Ar­
beitsbedingungen der Arbeitnehmer im
Betrieb gestellt sind, sind im Grunde
gleichgeblieben."

Das ist genau genommen eine harte
Kritik an der Politik der IGBE. Man
kann in diesem Zusammenhang dem
Hauptvorstand nicht den Vorwurf er­
sparen, die in der Gewerkschaftssat­
zung geforderte und nach Grundgesetz
und Landesverfassung mögliche Über­
führung des Steinkohlenbergbaus in
Gemeineigentum versäumt zu haben.
Die von Fritz Pott beklagte „persön­
liche Abhängigkeit“ des Bergarbeiters
vom Unternehmer — dazu noch von
einer Unternehmerschaft, die den Un­
fähigkeitsnachweis in bezug auf eine
verantwortungsvolle Wirtschafts- und
Menschenführung schon erbracht hat —
hätte die IG Bergbau durch konse­
quentes Anstreben einer gemeinwirt­
schaftlichen Lösung für die Kohlewirt­
schaft überwinden können.

Wie bei der Lösung der Strukturpro­
bleme der Hauptvorstand, so zeigte
sich in einer anderen Frage der Kon­
greß selbst nicht auf der Höhe real­
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politischer Erfordernisse: Während der
begrüßenswerte Beschluß gefaßt wur­
de, Beziehungen zu den Bergbau­
gewerkschaften in den osteuropäischen
Staaten herzustellen, wird in der Ent­
schließung zur deutschen Frage zwar
eine „realistische Beurteilung" der
Wiedervereinigungschancen verlangt,
gleichzeitig aber erklärt, daß unter
den gegenwärtigen Bedingungen eine
Kontaktaufnahme zwischen DGB und
FDGB nicht in Frage komme. Von
einer realistischen Betrachtungsweise
ist da nicht viel zu spüren, zumal es
einleuchten dürfte, daß von Wieder­
vereinigungschancen bestimmt nicht die
Rede sein kann, wenn im Gefolge der
Politik Bonns auch die Gewerkschaften
ihr Verhältnis zur DDR nicht in Ord­
nung bringen wollen.

Dieser Kongreß war mit einem Riesen­
aufgebot an politischer Prominenz
zwar nicht zu übersehen, aber etwas
weniger „Show", Regie und Pathos
und dafür mehr Entfaltungsmöglichkei­
ten für jene Fragen, die den Alltag der
Bergarbeiter beschäftigen, hätten den
9. Gewerkschaftskongreß der IG Berg­
bau und Energie für die zukünftige
Arbeit bedeutender gemacht. K. Ki.
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IG Chemie vereinbart
Bildungsurlaub

Für die rund 30 000 Beschäftigten der
Hohlglas erzeugenden, verarbeitenden
und veredelnden Industrie hat die IG
Chemie-Papier-Keramik die Erhöhung
des Urlaubsgeldes für zwei Jahre um
je eine DM und die Heraufsetzung der
Prämienmindestverdienstgrenze von
10 auf 12 Prozent vereinbart. Arbeit­
nehmer, die in den Betrieben im Rah­
men der Betriebsverfassung eine Funk­
tion ausüben, erhalten künftig auf die
Dauer bis zu zwei Wochen im Kalen­
derjahr unbezahlten Bildungsurlaub.
Zur Teilnahme an Tarifverhandlungen
und an damit verbundenen Bespre­
chungen ist Mitgliedern von Tarifkom­
missionen Freizeit ohne Anrechnung
auf den Urlaub zu gewähren.

Die Forderung, die zunächst zum Schei­
tern der Verhandlungen geführt hatte,
nämlich die Tarifierung des Weih­

nachtsgeldes oder die Nichtanrechnung
des freien Samstags als Urlaubstag,
hat die Gewerkschaft fallen gelassen.
Für die Beschäftigten der Hohlglas er­
zeugenden Industrie konnte die IG
Chemie jetzt außerdem einen ab 1.
Juli 1968 gültigen „technologischen
Schutzvertrag" und Lohn- und Gehalts­
erhöhungen zwischen 4,5 und 5,5 Pro­
zent durchsetzen. Bei Umsetzungen,
Versetzungen, Umgruppierungen, Um­
schulungen und Entlassungen erhalten
die Beschäftigten Verdienstgarantien,
Übernahme der Umschulungskosten
durch die Arbeitnehmer, verstärkten
Kündigungsschutz und bei nicht zu
vermeidenden Entlassungen Abfin­
dungszahlungen. Die Kriterien dafür
sind eine Betriebszugehörigkeit von
mindestens 10 Jahren und ein Mindest­
alter von 40 Jahren.

Metall-Schlichtung in Bayern

Der Tarifkonflikt ist auch in der me­
tallverarbeitenden Industrie Bayerns
beendet worden. Die Bezirksleitung
München der IG Metall und der Ver­
ein der Bayerischen Metallindustrie
billigten Ende Juni einen Einigungs­
vorschlag der Schlichtungsstelle, wo­
nach rückwirkend ab 16. Mai 1968 die
Löhne, Gehälter und Lehrlingsver­
gütungen um 4 Prozent erhöht werden.
Ab 1. Januar 1969 sollen sie um wei­
tere 3 Prozent angehoben werden.

Sondertarifvertrag bei VW

Für die etwa 90 000 Arbeiter und An­
gestellten der Volkswagenwerke sind
Mitte Juni zwischen der IG Metall und
der Unternehmensleitung neue Lohn-
und Gehaltstarifverträge und ein Ra­
tionalisierungsschutzabkommen ver­
einbart worden. Rückwirkend ab 1. Ap­
ril werden die Löhne und Gehälter um
4,2 Prozent und ab 1. Januar 1969 um
weitere 3,75 Prozent erhöht. Bei Kurz­
arbeit sollen die Betroffenen statt bis­
her 50 Prozent künftig 60 Prozent des
ausfallenden Verdienstes bekommen.
Die Laufzeit der Tarifverträge beträgt
20 Monate; sie können erstmals zum
31. Dezember 1969 gekündigt werden.
Das Rationalisierungsschutzabkommen,
das Entschädigungszahlungen bei Um­
setzungen und Entlassungen aus Ra­
tionalisierungsgründen vorsieht, orien­
tiert sich an dem Abkommen, das die
IG Metall im Mai für die gesamte
Metallindustrie der Bundesrepublik
abgeschlossen hat.

9. ordentlicher Gewerkschaffstag
der IG Metall

Vom 2. bis 7. September 1968 wird in
München der 9. ordentliche Gewerk­
schaftstag der IG Metall statlfinden.
Wie die Gewerkschaft jetzt mitteilte,
wird der 1 Vorsitzende, Otto Brenner,
über das Thema „Sicherheit und Fort­
schritt durch eine starke IG Metall“
sprechen.



Nur Halbheiten für Bundesbeamte

Lineare Erhöhung der Bezüge für Bundesbeamte
Besoldungsneuregelung läßt weiter auf sich warfen

Trotz aller Bemühungen des DGB und der Gewerkschaften des öffentlichen
Dienstes ist es nicht gelungen, den bereits vom Bundesrat im ersten Durchgang
gebilligten Entwurf des 2. Besoldungs-Neuregelungsgesetzes (2. BesNG) vor der
Sommerpause des Bundestages endgültig verabschieden zu lassen. Statt struk­
tureller Verbesserungen für den einfachen und mittleren Dienst wird es mit dem
„4. Besoldungsänderungsgesetz", dem der Bundestag Ende Juni in zweiter und
dritter Lesung zugestimmt hat, ab 1. Juli für alle Bundesbeamlen eine 4prozen-
tige Erhöhung des Grundgehaltes und des Ortszuschlages geben.

Großsprecherisch hatte die Bundes­
regierung im vergangenen Jahr ver­
kündet, im Rahmen der mittelfristigen
Finanzplanung würden die Beamten
1968 eine 4prozentige Gehaltsaufbes­
serung bekommen, für die folgenden
Jahre sogar um 5 iProzent. Damit — so
hieß es — würde man sie der allge­
meinen Einkommensentwicklung an­
passen und den eingestandenen Nach­
holbedarf in der Beamlenbesoldung
beseitigen. Da das 4. Besoldungsände­
rungsgesetz erst Mitte dieses Jahres
in Kraft tritt, bleiben ganze 2 Prozent
im Jahresschnitt übrig. Der größte
Mangel ist aber, daß die dreistufige
Besoldungsreform und damit die Ver­
einheitlichung des Besoldungsrechts in
den Anfängen steckenblieb, obwohl In­
nenminister Benda in seinem ersten
Gespräch über beamtenpolitische Pro­
bleme seit seinem Amtsantritt den
Vertretern des Deutschen Gewerk­
schaftsbundes und seiner Gewerkschaf­
ten DPG, GdED, GEW und OTV eine
positive Zusicherung abgab.

Seilens der Gewerkschaften wird in
diesem Zusammenhang nicht verkannt,
daß damit aber auch bestimmte, sehr
nachteilige Bestimmungen des Ent­
wurfes des 2. BesNG erst einmal auf
Eis gelegt worden sind. Die Deutsche
Postgewerkschaft nimmt zu der neuen
Entwicklung der Beamtenbesoldung
u. a. wie folgt Stellung:
■ Die weitere Erhöhung der Grund­
gehälter und die Einbeziehung des
Orlszuschlages (einschließlich der vor­
handenen Amts- und Stellenzulagen)
ist zu begrüßen.
■ Die von den Gewerkschaften ab-
gelehnle Einführung einer Bewährungs­
beförderung und die damit verbun­
dene Ausbringung fester Quoten für
die ersten Beförderungsämter in den
Stellenschlüsseln unterbleibt.
■ Für den einfachen Dienst werden
keine festen Slellenschlüssel einge­
führt.

Als bedauerlich sieht die DPG an, daß
■ bei der Umstellung auf allgemeine
Besoldungserhöhungen die Bundes­
regierung nicht den Richlinien des
Wirtschaftsministeriums folgte und
eine Erhöhung um mindestens 5 Pro­
zent vorsieht;
■ ein Abbau des Besoldungsrückslan-
des durch die vorgeschlagene Erhö­
hung nicht eintritt;

□ die wenigen strukturellen Verbes­
serungen des 2. BesNG, insbesondere
die geplante Technikerzulage, zunächst
nicht eintreten;
□ der Katalog der Wünsche für das

nächste Besoldungsneuregelungsgesetz
durch die Verschiebung so groß wird,
daß die notwendige volle Finanzie­
rung im Haushalt 1969 schwierig wird;

□ die Ruhestandsbeamten nicht in
gefordertem Maße an den strukturel­
len Verbesserungen des 1. BesNG be­
teiligt werden.

In einer Entschließung des Bezirkes
Hamburg der DPG wird der DGB auf­
gefordert, mit allen Mitteln für eine
beschleunigte Durchführung der seit
Jahren geforderten echten Besoldungs­
reform einzutreten und die Beamten,
nötigenfalls auch die Arbeiter und An­
gestellten, zu geschlossenen Aktionen
aufzurufen.

Mit der wiederum linear erfolgten
Besoldungsverbesserung bleibt das
Problem der offensichtlichen Benach­
teiligung der unteren Beamtengrup­
pen, insbesondere der des einfachen
und mittleren Dienstes — immerhin
80 Prozent aller Beamten —, weiter
bestehen. Die grundsätzliche Abkehr
von der linearen Erhöhung, um dafür
gezielte Besoldungserhöhungen zu er­
reichen, sollte in Zukunft verstärkt
vom DGB und seinen Gewerkschaften
vertreten werden. Der Vorschlag des
DGB, allen Besoldungsgruppen ein­
heitlich 50 DM als Verbesserung zu­
kommen zu lassen, würde verhindern,
daß die „Schere" zwischen niedrigen
und - hohen Einkommen noch weiter
wächst. U. S.

13. Gehalt
Die Gewerkschaft der Eisenbahner
Deutschlands, die Deutsche Postge­
werkschaft und die Gewerkschaft ÖTV
haben die Zusatztarifverträge über die
Zahlung einer sogenannten „Drittelzu-,
Wendung" für Arbeiter und Ange­
stellte des öffentlichen Dienstes ge­
kündigt. Diese Vereinbarung war Ende
1964 zustande gekommen und sieht
die Zahlung eines 13. Monatseinkom­
mens grundsätzlich vor, zunächst je­
doch nur in Höhe von einem Drittel
des Monatseinkommens.

Während die Gewerkschaft der Eisen­
bahner Deutschlands und die Deutsche
Postgewerkschaft jetzt die Erhöhung
der Leistungen auf ein volles 13. Mo­
natseinkommen verlangen, fordert die
Gewerkschaft OTV nur ein zweites
Drittel. Warum die drei DGB-Gewerk­
schaften in der Frage des 13. Gehaltes
nicht einheitlich vorgehen, ist einem
außenstehenden Betrachter nicht ganz
begreiflich. Möglicherweise haben bei
den Mitgliedern der Großen Tarifkom-
kommission der ÖTV, die für den Be­
schluß verantwortlich zeichnen, takti­
sche Überlegungen eine Rolle gespielt.

Der harte Tarifkampf der Arbeiter und
Angestellten des öffentlichen Dienstes,
der Ende 1967 neben Lohn- und Ge­
haltserhöhungen auch die Verkürzung
det Arbeitszeit mit sich brachte, zeigt
jetzt seine positiven Auswirkungen
auch für die Beamten. So sah sich die
Bundesregierung nunmehr genötigt,
einer ständigen DGB-Forderung näher­
zukommen und einen Gesetzentwurf
für die Verkürzung der regelmäßigen
wöchentlichen Arbeitszeit für Beamte
von 44 auf 43 Stunden zum 1. Januar
1969 und auf 42 Stunden ab 1. Januar
1971 vorzulegen. Der Entwurf sieht
weiter die Herabsetzung der hochstzu­
lässigen Wochenarbeitszeit von 53 auf
52 Stunden vor. U. S.

Schlicht ungsvorschlag
im Versicherungsgewerbe

Eine Erklärungsfrist bis zum 5. Juli
räumte die Schlichtungsstelle des pri­
vaten Versicherungsgewerbes den Ta-
rifparleien ein, um sich für oder gegen
die Annahme eines Schlichtungsvor­
schlages in dem Tarifkonflikt in dieser
Branche zu entscheiden. Da die Ge­
werkschaften HBV und DAG eine Er­
höhung der Tarifgehälter um „mehr
als 5 Prozent" verlangten, die Ver­
sicherungen aber nur „weniger als
5 Prozent" zugeslehen wollten, emp­
fahl die Schlichtungsstelle eine Gehalts­
erhöhung von 5 Prozent, mindestens
aber 40 DM im Monat, sowie die Er­
höhung der Lehrlingsvergütungen, der
Verantwortungszulagen und der Ta­
ges- und Übernachtungsgelder.

Geringere Spartätigkeit
der Haushalte

Um 234,6 Millionen DM geringer war
im April 1968 nach jetzt vorliegenden
Zahlen der Spareinlagenzuwachs ge­
genüber April 1968. Die Einlagen von
Privatpersonen nahmen sogar um 309,3
Millionen DM weniger zu aJs vor einem
Jahr. Eine höhere Einlagensteigerung
als im Vorjahrsmonat erzielten da­
gegen mit plus 34,0 Millionen DM ge­
genüber plus 1,9 Millionen DM im
April 1967 die Unternehmen und mit
plus 95 Millionen DM gegenüber plus
73 Millionen DM die öffentlichen
Stellen.
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Mitbestimmung: Was will der DGB?

Drei Ebenen: Unternehmen, Arbeitsplatz, Gesamtwirtschaft
Übersicht über die Forderungen der Gewerkschaften

„Wer Mitbestimmung und Mitverantwortung der Arbeitnehmer ablehnt, wer
Wirtschaftsunternehmen mit Kasernenhöfen vergleicht, wer Eigentumsbegriffe
definiert wie zu Zeiten des Weberaufstands, als ganz private und persönliche
Angelegenheit des Kapitalisten — der wird eines Tages erleben, daß er nichts
mehr mitzubestimmen hat. Wer die Evolution nicht will, wird die Revolution
bekommen." Diese Warnung richtete der DGB-Vorsitzende Ludwig Rosenberg
in der „Welt der Arbeit", Nr. 24 vom 14. Juni 1968 an die Unternehmer. Sie
kennzeichnet die Härte, mit der die Mitbestimmungsdiskussion zur Zeit geführt
wird. Die Unternehmer wollen kein Jota von ihrer Alleinverfügung über die
Wirtschaft, die Existenzgrundlage des ganzen Volkes, abgeben. Die Gewerk­
schaften wollen gerade diese Alleinverfügung einer kleinen Minderheit besei­
tigen und den Arbeitnehmern Mitspracherechte verschaffen. Dennoch ist in der
Arbeiterschaft, selbst bei Gewerksdiaftern, das Wissen um die konkreten dies­
bezüglichen Forderungen des DGB ungenügend. — Der nachstehende Artikel
aus dem DGB-Informationsdienst „Gewerkschaftspresse", Nr. 104 vom 27. 5. 1968
gibt eine gedrängte Übersicht über die gegenwärtigen Mitbestimmungsforde­
rungen des Deutsdien Gewerkschaftsbundes auf den drei Ebenen: 1. qualifizierte
Mitbestimmung im Unternehmensbereich, 2. betriebliche Mitbestimmung, 3. ge­
samtwirtschaftliche Mitbestimmung. Auf dieser dritten Ebene allerdings sind die
Vorstellungen der Gewerkschaften noch sehr ungenügend.

Vorschläge zur Mitbestimmung
auf Unternehmensebene

Der DGB fordert die Ausweitung der
qualifizierten Mitbestimmung auf alle
großen Kapitalgesellschaften der deut­
schen Wirtschaft, Er knüpft mit sei­
nen Vorstellungen an die bewährte
Regelung im Montanbereich an. Die
Einführung der qualifizierten Mitbe­
stimmung in allen großen Kapitalge­
sellschaften bedeutet demnach nichts
grundlegend Neues, sondern lediglich
die Erweiterung einer in einem Teil­
bereich bereits bestehenden Institu­
tion. Denn in der Montanindustrie
(Bergbau und Eisen und Stahl erzeu­
gende Industrie) hat schon das Mitbe­
stimmungsgesetz vom 21. Mai 1951 die
Beteiligung der Arbeitnehmer auf Un­
ternehmensebene in einer Form ge­
regelt, die — abgesehen von wenigen
Veränderungen in Nebenpunkten —
als Musterlösung für die Gesamtwirt­
schaft geeignet ist. Die Beschränkung
dieser Regelung auf den Montansektor
ist durch nichts mehr gerechtfertigt.

Die geplante Ausdehnung der qualifi­
zierten Mitbestimmung bezieht sich,
genau wie alle schon bestehenden Re­
gelungen, nur auf Unternehmen, die in
der Rechtsform der Kapitalgesellschaft
betrieben werden. Darin mag insofern
eine gewisse Unausgewogenheit lie­
gen, als auf diese Weise sämtliche
Unternehmen von Einzelkaufleuten
und Personengesellschaften, selbst
wenn sie noch so groß sind, von der
qualifizierten Mitbestimmung nicht er­
faßt werden. Eine Einbeziehung dieser
Unternehmen würde jedoch schwierige
rechtliche Probleme aufwerfen, die
auch in der Wissenschaft noch nicht
endgültig geklärt sind. Im übrigen ist
die Zahl der Großunternehmen, die in
der Rechtsform des Einzelkaufmanns
oder der Personengesellschaft betrie­
ben werden, sehr gering und außerdem
ständig rückläufig.
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Ferner soll sich die qualifizierte Mit­
bestimmung nach den Vorstellungen
des DGB nicht auf alle Unternehmen
der genannten Rechtsform erstrecken,
sondern nur auf Großunternehmen und
Großkonzerne. Die Festlegung der Grö­
ßenmerkmale dieser Unternehmen hat
bisher keine gesetzliche Parallele. Die
Größe der Unternehmen soll bestimmt
werden durch eine Kombination von
Merkmalen, die für Größe und volks­
wirtschaftliche Bedeutung des Unter­
nehmens repräsentativ, genau fixier­
bar und ohne große Schwierigkeiten
feststellbar sind. Als solche Merkmale
bieten sich die Arbeitnehmerzahl und
die Bilanzsumme als angemessener
Ausdruck für die Produktionsfaktoren
Arbeit und Kapital an. Zum Ausgleich
von Verzerrungen, die sich nament­
lich bei besonders arbeitsintensiven
oder besonders kapitalintensiven Un­
ternehmen ergeben können, soll außer­
dem die Größe „Umsatz" als zuläng­
licher Ausdruck des unternehmenstypi­
schen Leistungsergebnissen herange­
zogen werden. Ausschließlich diese ob­
jektiven Merkmale sollen Grundlage
für die Anwendung der qualifizierten
Mitbestimmung sein.

Als konkrete Größe für die drei an­
geführten Merkmale schlägt der DGB
vor, von 2000 Arbeitnehmern, 75 Mill.
DM Bilanzsumme und 150 Mill. DM Um­
satz auszugehen. Wenn ein Unterneh­
men in der Rechtsform der Kapitalge­
sellschaft zwei dieser Werte erreicht,
soll bei ihm- die qualifizierte Mitbe­
stimmung eingeführt werden. Für die
Größenbestimmung von Konzernen
gilt grundsätzlich das gleiche. Beson­
dere Vorschriften sind allerdings nötig
für Banken und Versicherungsunter­
nehmen, weil bei beiden die Größe
„Umsatz" für das Leistungsergebnis
nicht repräsentativ ist. Die Einführung
der qualifizierten Mitbestimmung läßt
den Aufbau und die Organisation der
erfaßten Kapitalgesellschaften und ihrer
Organe im wesentlichen unberührt.

Die Aktiengesellschaft, die die ausge­
prägteste Form der Kapitalgesellschaft
darstelll, hat drei Organe, nämlich die
Hauptversammlung, den Aufsichtsrat
und den Vorstand. Während die Haupt­
versammlung als die Versammlung der
Aktionäre in den grundsätzlichen Fra­
gen der Gesellschaft beschließt, hat
der Vorstand die laufenden Geschäfte
zu führen und die Gesellschaft gericht­
lich und außergerichtlich zu vertreten.
Zwischen Vorstand und Hauptver­
sammlung fungiert der Aufsichtsrat,
der die Geschäftsführung des Vorstan­
des zu überwachen hat, die Vorstands­
mitglieder bestellt und abberuft sowie
an wichtigen Unternehmensentschei-
dungen beteiligt ist.

Bei der Hauptversammlung ändert sich
durch die qualifizierte Mitbestimmung
hinsichtlich ihrer Zusammensetzung
nichts. Der Aufsichtsrat soll demgegen­
über künftig — wie schon jetzt in der
Montanindustrie — mit einer gleichen
Zahl von Anteilseigner- und Arbeil-
nehmerverlretern unter Einschluß einer
neutralen Person besetzt werden.
Wenn der Aufsichtsrat etwa aus 15
Mitgliedern bestehl, sollen ihm sechs
Aktionärsvertreter und ein „weiteres
Mitglied", «sechs Arbeitnehmervertre­
ter und ein „weiteres Mitglied" und
eine fünfzehnte, ebenfalls als „weite­
res Mitglied" zu bezeichnende Person
angehören; drei der Arbeitnehmerver­
treter müssen in einem Betrieb des
Unternehmens beschäftigt sein. Bei be­
sonders großen Unternehmen kann
der Aufsichtsrat auch aus 21 Mitglie­
dern, bei kleineren Unternehmen aus
11 Mitgliedern bestehen, wobei die
Zusammensetzung nach den gleichen
Grundsätzen zu erfolgen hat. Während
die betrieblichen Arbeitnehmervertre­
ter durch die Betriebsräte gewählt wer­
den, sind die außerbetrieblichen Ar­
beitnehmervertreter durch die im Be­
trieb vertretenen Gewerkschaften zu
entsenden. Das neutrale Mitglied ist
von den übrigen Aufsichtsratsmitglie­
dern zu wählen.

Für die Vorstände der qualifiziert mit­
bestimmten Aktiengesellschaften wer­
den Arbeitsdirektoren zwingend vor­
geschrieben; sie sollen die gleiche
Rechtsstellung wie die anderen Vor­
standsmitglieder haben.

Bezüglich der übrigen Typen von Ka­
pitalgesellschaften gilt für die Einfüh­
rung der qualifizierten Mitbestimmung
im wesentlichen das gleiche. Lediglich
der bei ihnen vielfach nur fakultativ
vorgesehene Aufsichtsrat wird zwin­
gend vorgeschrieben.

Vorschläge zur Betriebsverfassung

Eine Reform des Betriebsverfassungs­
gesetzes muß in erster Linie bei den
Fragen einsetzen, deren gesetzliche
Regelung sich in der betrieblichen
Praxis bisher als mangelhaft erwiesen
hat.

Die Gewerkschaften, die nach der Kon­
struktion des Betriebsverfassungsge­
setzes vollständig von der gesetzli­
chen Betriebsvertretung getrennt sind, 



Ohne Mitbestimmung keine Demokratie

Die Ausweitung der qualifizierten Mitbestimmung auf alle Großunternehmen
und die Verbesserung des Betriebsverfassungsgesetzes forderte Ende Juni vor
Funktionären seiner Gewerkschaft erneut der IG-Metall-Vorsitzende Otto Bren­
ner. Ein funktionierendes Mitbestimmungssystem müsse alle Bereiche des wirt­
schaftlichen und gesellschaftlichen Lebens einschließen. Dazu gehöre auch die
Mitbestimmung im Wirtschaftszweig, in der Gesamtwirtschaft und in den euro­
päischen Institutionen.

Brenner sagte weiter, von einer gleichberechtigten Teilnahme aller am Pro­
duktionsprozeß, von einer demokratischen Organisation des Wirtschaftslebens
in der Bundesrepublik könne noch lange nicht die Rede sein. Der Grundwider­
spruch des kapitalistischen Systems sei unverändert: Besitzlose stünden denen
gegenüber, die Produktionsmittel besitzen oder über sie verfügen.

Das Wirtschaftsleben, sagte der Vorsitzende der IG Metall, sei aber nicht von
dem Verfassungsgebot ausgenommen, wonach die Bundesrepublik ein demokra­
tischer und sozialer Rechtsstaat sein müsse. Die Grundrechte müßten auch in der
Wirtschaft verwirklicht werden. Sie nur in der Politik anzuwenden hieße, die
Grundrechte überhaupt beschränken zu wollen. „Demokratie ist politische Demo­
kratie und Wirtschaftsdemokratie zugleich — oder keines von beiden!"

Die Haltung der Unternehmer gegenüber den Mitbestimmungsforderungen der
Gewerkschaft bezeichnete Brenner als reaktionär und für sie selbst nicht un­
gefährlich. Er warf den Unternehmern vor, mit ihrem „verbohrten Widerstand"
gegen Reformen nur radikalere Lösungsversuche zu provozieren. Die Bewegung
in Frankreich werde wohl nicht ohne Einfluß auf die Behandlung des Mitbestim­
mungsproblems in der Bundesrepublik bleiben. Sie habe auch die Behauptung
der Unternehmer widerlegt, daß die Mitbestimmung in anderen Ländern nicht
gefragt und nicht akut sei.

Jlllllllllllllllillllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll^

müssen erweiterte Rechte erhalten. In
diesem Zusammenhang muß sicherge-
slellt werden, daß die Belriebsratsmit-
glieder sich in den Betrieben auch als
Beauftragte ihrer Gewerkschaften be­
tätigen können.

Da in der Praxis — wie die vorliegen­
den Untersuchungen gezeigt haben —
die Rechte des Betriebsrats auf den
Gebieten am stärksten in Anspruch ge­
nommen werden, in denen ein echtes
erzwingbares Mitbestimmungsrecht be­
steht, müssen die bisherigen Beteili­
gungsrechte des Betriebsrats zu einem
umfassenden System der gleichbe­
rechtigten Mitbestimmung ausgebaut
werden.

Die schon vorhandene Mitbestimmung
in sozialen Angelegenheiten muß auf
weitere Fragen dieses Bereiches, die
in den letzten Jahren in den Vorder­
grund getreten sind, erweitert werden.
Auch in allen personellen Fragen ist
eine gleichberechtigte Mitbestimmung
des Betriebsrats einzuführen. Nur in
dringenden Ausnahmefällen sollte der
Arbeitgeber die Möglichkeit erhalten,
eine vorläufige Einstellung oder son­
stige personelle Maßnahme ohne Zu­
stimmung des Betriebsrats vorzuneh­
men. Kommt eine Einigung mit dem
Betriebsrat nicht zustande, soll auch
in personellen Angelegenheiten eine
verbindliche Entscheidung durch eine
Einigungsstelle erfolgen.

In wirtschaftlichen Angelegenheiten
ist eine verstärkte Mitwirkung des
Betriebsrats insbesondere in allen
Fragen vorzusehen, die sich aus Um­
stellungen im Rahmen der fortschrei­
tenden technischen Entwicklung er­
geben. Die bisherigen Beschränkungen
der Mitwirkung des Betriebsrats bei
Änderungen des Betriebszweckes oder
der Einführung neuer Arbeitsmetho­
den, die auf Veränderungen der Markt­
lage beruhen bzw. dem technischen
Fortschritt entsprechen oder ihm die­
nen, müssen entfallen.

Auch der bestehende Kündigungsschutz
für Betriebsratsmitgliedcr muß ver­
bessert werden, um eine Behinderung
der Bctiebsratsarbeil durch unbegrün­
dete fristlose Kündigungen zu vermei­
den. Die Mitglieder des Wahlvorstan­
des und die Kandidaten bei der Be-
triebsralswahl müssen ebenso wie die
Mitglieder der Jugendvertretung einen
besonderen Kündigungsschutz erhal­
ten. Die Rechte der Jugendvertretung
müssen erweitert werden. Die Be-
triebsratswahlen sollten in Zukunft im
Rahmen eines festen Wahlzeilraumes
stattfinden, um der Betriebsratswahl in
der Öffentlichkeit eine stärkere Reso­
nanz zu verschaffen. Das passive Wahl­
recht bei der Betriebsratswahl sollte
auf alle Wahlberechtigten, also auch
auf die ausländischen Arbeitnehmer,
ausgedehnt werden, die das 21. Lebens­
jahr vollendet haben und ein Jahr dem
Betrieb angehören.

Für eine Novellierung des Personal-
verlretungsgesetzes müssen die glei­
chen Grundsätze gelten. Eine Aus­
nahme kann nur dort gelten, wo die
besondere Struktur des öffentlichen

Dienstes eine andere Regelung erfor­
dert. Neben einer Verstärkung der
Rechte der Gewerkschaften kommt es
in erster Linie darauf an, daß dem Per­
sonalrat in den entscheidenden Fragen
der sozialen und personellen Angele­
genheiten das Mitbestimmungsrecht als
stärkste Form der Beteiligung einge­
räumt wird.

Vorschläge zur überbetrieblichen
Mitbestimmung

Während der DGB bereits aus Anlaß
der Beratungen eines neuen Aktien­
gesetzes eingehende Vorschläge für
den Ausbau der Mitbestimmung in den
Unternehmensorganen vorgelegt und
auch in Zusammenhang mit der ge­
planten Novellierung des Betriebsver­
fassungsgesetzes erneut seine Forde­
rungen zum Ausbau der betrieblichen
Mitbestimmung angemeldet hat, liegen
konkrete Anregungen für die Durch­
setzung der überbetrieblichen Mitbe­
stimmung — sieht man von den Vor­
schlägen aus dem Jahre 1950 ab —
bisher nicht vor.

Gleichwohl werden auch hier Formen
überbetrieblicher Mitbestimmung an­
gestrebt, die den gegenwärtigen und
zukünftigen wirtschaftlichen und sozia­
len Verpflichtungen gerecht werden.
So wäre eine Mitwirkung der Gewerk­
schaften an der bedeutsamen Aufgabe
einer planmäßigen und vorausschau­
enden Wirtschaftspolitik in nationalen
wie internationalen Gremien sicherzu­
stellen. Hierzu gehört etwa eine maß­
gebliche Beteiligung der Gewerkschaf­
ten an der „mittelfristigen Wirtschafts­
politik" der EWG und an der „wirt­

schaftlichen Vorausschau auf mittlere
Sicht", die der wissenschaftliche Bei­
rat beim Bundeswirtschaftsministerium
vorgeschlagen hat.

Ausgebaut werden könnte auch das in
den USA seit langem bewährte System
der Hearings, das Parlament und Re­
gierung erlaubt, sich bei der Beratung
aktueller Wirtschafts- und sozialpoliti­
scher Fragen der Mitarbeit der Ge­
werkschaften zu versichern.

Als positiv können ferner die Erfahrun­
gen mit den europäischen Beratungs­
organen bezeichnet werden, in denen
Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertre­
ter maßgeblich beteiligt sind. Sowohl
die Arbeit des beratenden Ausschusses
der Montanunion als auch die Tätig­
keit des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses der EWG bieten ein großes
Maß unmittelbarer, wenn auch noch
nicht ausreichender Mitwirkungsmög­
lichkeiten.

Demgegenüber wird die Errichtung
sogenannter „Arbeitskammern" abge-
lehnt. Nicht selten wird hier versucht,
in den Zuständigkeitsbereich der Ge­
werkschaften einzugreifen und kleinen,
unbedeutenden Splittergruppen eine
Plattform für ihre Tätigkeit zu ver­
schaffen. Die Errichtung von Arbeits­
kammern schafft überdies nicht jene,
bisher ungelöste Frage aus der Welt,
warum einseitig aus Unternehmen ge­
bildete Interessenvertretungen (Indu­
strie- und Handelskammern) als öffent­
lich-rechtliche Institutionen Aufgaben
für die Gesamtheit wahrnehmen. Hier
gilt es Lösungen zu finden, die das
Recht der Arbeitnehmer auf Mitbe­
stimmung in allen wichtigen Fragen
des gesellschaftlichen Lebens sichern.
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Rosenberg 65 Ist Schiller ein „Konjunkturmacher“?
Er ist ein Meister des Wortes; seine
Rede ist geschliffen, seine Argumen­
tation eindrucksvoll. So kennen Mil­
lionen Gewerksdiafter in der Bundes­
republik ihren DGB-Vorsitzenden Lud­
wig Rosenberg, der am 29. Juni 1968
sein 65. Lebensjahr vollendete. Ob
Rosenberg die Unternehmerargumente
gegen Mitbestimmung zurückweist, die
Vermögensverteilung in der Bundes­
republikkritisiert oder die regierungs­
amtliche Sozialpolitik aufs Korn
nimmt — nicht selten sind seine Fest­
stellungen von profunder Kenntnis des
arbeitnehmerfeindlidien und inhuma­
nen Wesens des kapitalistisdien Sy­
stems geprägt. Ganz besonders deut­
lich wird das empfinden, wer die Re­
den und Analysen liest, die Ludwig
Rosenberg vor Jahren verfaßte, als er
noch Leiter der Hauptabteilung Wirt­
schaftspolitik im Bundesvorstand des
DGB war.

Unbestritten ist Rosenberg einer der
profiliertesten Köpfe, den die deutsche
Gewerkschaftsbewegung, nicht nur die
nach 1945, hervorgebracht hat. Er hat
wesentlich zu dem Ansehen beigetra­
gen, das die Gewerkschaften der Bun­
desrepublik in der Welt — der west­
lichen und östlichen — genießen. Den­
noch entbehrt die Gestalt und das Wir­
ken Rosenbergs nicht einer gewissen
Zwiespältigkeit, die gerade darin be­
steht, daß sein scharfer Intellekt und
das Wissen um die dem Kapitalismus
wesenseigene Unmöglichkeit, die Ge­
gensätze zwischen Kapital und Arbeit
durch „Partnerschaft" unter einen Hut
zu bringen, nicht immer in seine ge­
werkschaftspolitischen Folgerungen
einfließen.

Ludwig Rosenberg, ein Berliner Kauf­
mannssohn, trat als 19jähriger dem
Reichsbanner und der SPD bei. Er
schloß sich 1925 dem Gewerkschafts- :
bund der Angestellten an. In der fa­
schistischen Ära, von 1933 bis 1945,
hielt sich Rosenberg als Emigrant in
Großbritannien auf. Zwei seiner eng­
sten Angehörigen, darunter seine Mut­
ter, wurden von den Nazis in Ausch­
witz ermordet.

1945 bat der spätere DGB-Vorsitzende
Hans Böckler ihn, nach Deutschland
zurückzukommen, wo er sofort tatkräf­
tig beim Wiederaufbau der westdeut-
sehen Gewerkschaftsbewegung mithalf.
Auf dem Gründungskongreß des DGB
wurde Rosenberg 1949 in den Bundes­
vorstand gewählt, als Leiter der Aus­
ländsabteilung. Fünf Jahre später
übernahm er die Wirtschaftsabteilung.
Nachdem er 1959 zum stellvertreten­
den Vorsitzenden gewählt wurde, trat
er 1962 an die Spitze des DGB.

Nach vielen Jahren verantwortungs­
voller Tätigkeit im Dienste der bun­
desdeutschen Arbeitnehmer wird Lud­
wig Rosenberg auf dem DGB-Kongreß
im Mai 1969 wegen Erreichens der
Altersgrenze sein Amt zur Verfügung
stellen. Sb.

Schon Marx sagte: Nach jeder Krise kommt ein Aufschwung
Konjunkfurmaßnahmen gingen zu Lasten der Arbeitnehmer

Die Führung der SPD zeigt sich darüber verbittert, daß ihre Verdienste in der
Kiesinger-Regierung nicht anerkannt werden. Dabei sei angeblich gerade sie es
gewesen, die das wichtigste Problem gemeistert habe, nämlich die Bundesrepu­
blik aus der Wirtschaftskrise herauszuführen. Es gibt aber auch in Gewerk­
schaftskreisen die Meinung, Schiller habe die Wirtschaft aus der Talsohle geführt.
Als Schlußfolgerung aus den für die SPD so enttäuschenden Ergebnissen der
letzten Wahlen — insbesondere der in Baden-Würtemberg — fällt dem Partei­
vorstand nichts anderes ein, als künftig noch mehr Reklame für ihre „besondere
sozialdemokratische Rolle" in der Bonner Regierung zu machen.

Es fragt sich jedoch, ob man die Wäh­
ler damit ködern kann. Entscheidend
bleiben die Fakten. Und sie sprechen
keineswegs dafür, daß die Beendigung
der Wirtschaftskrise etwa das Werk
Karl Schillers war, und noch weniger
ist zu bemerken, daß sie auf eine
spezifisch sozialdemokratische Weise,
etwa unter besonders positiven As­
pekten für die Arbeiter und Angestell­
ten erreicht worden wäre.

Bekanntlich hat Karl Marx schon vor
hundert Jahren die Gesetzmäßigkeit
und die Ursachen der zyklischen Bewe­
gung der kapitalistischen Wirtschaft
nachgewiesen. Aus dieser Gesetzmäßig­
keit aber ergibt sich, daß in der kapi­
talistisdien Wirtschaft ebenso zwangs­
läufig wie Krise und Depression auch
Belebung und Aufschwung kommen.
Also war von Anfang an klar, daß
Bundeswirtschaftsminister Schiller ei­
nes Tages würde darauf hinweisen
können, die „Talsohle" sei durch­
schritten und eine neue Belebung der
Wirtschaft zu verzeichnen. Das ist so,
als wenn sich zwei im Morgengrauen
streiten, ob noch Nacht oder schon
Tag sei. Dauert der Streit lange ge­
nug, dann ist wieder Tag, und der den

Tag voraussagte, erscheint als schlauer
Mann.

Ist aber unter Sdiillers Einfluß die
Überwindung der zyklischen Krise be­
sonders beschleunigt worden? Zweifel­
los hatte der sozialdemokratische Bun-
deswirlsdiaftsminister bei seinem
Amtsantritt im Dezember 1966 dieses
Ziel. Auf der Funktionärstagung der
SPD, die nach Bildung der Koalitions­
regierung in Bad Godesberg am 17.
und 18. Dezember 1966 slattfand, ver­
sprach er, die Bundesrepublik werde
im Frühjahr oder Frühsommer 1967 die
wirtschaftliche Talsohle durchschritten
haben. Aber Schiller hat sich bei die­
ser Rechnung verkalkuliert. Die „Tal­
sohle" war erst ein Jahr später durch­
schritten; erst im Frühjahr 1968 sank
die Arbeitslosigkeit wieder unter den
Vorjahresstand, ohne daß allerdings
das relativ niedrige Niveau der Ar­
beitslosigkeit wieder erreicht worden
wäre, das vor der Krise bestand. In­
folgedessen war auch in diesem Zyklus
die Abschwungphase nicht kürzer als
in den vorangegangenen. Das beweist
die Dynamik der Entwicklung der
westdeutschen Industrieproduktion
während der vergangenen Wirtschafts­
zyklen : 

(H = Höchste Zuwachsrate
T = Tiefste Zuwachsrate bzw. absoluter Rückgang der Industrieproduktion im

jeweiligen Zeitabschnitt)

Zu- bzw. Abnahme der Industrieproduktion gegenüber dem Vorjahr in v. II.

1955 14,811 1960 10,7 II 1964 8,5 II
1956 7,9 1961 5,7 1965 5,5
1957 5,8 1962 5,0 1966 1,6
1958 2,9 T 1963 3,8 T 1967 — 2,2 T
1959 7,8

Es zeigt sich, daß die zyklische Bewe­
gung der Industrieproduktion wäh­
rend der letzten Jahre ziemlich gleiche
Zeitabstände zwischen der jeweiligen
Hochkonjunktur und dem folgenden
Tiefpunkt aufzuweisen hat. Der letzte
Zyklus, der nun erstmals seit dern
Kriegsende zu einem absoluten Pro­
duktionsrückgang geführt hat, unter­
scheidet sich in dieser Beziehung nicht
von seinen Vorgängern. Folglich ist es
nicht völlig abwegig, anzunehmen, daß
auch ohne einen sozialdemokratischen
Wirtschaftsminister in der Bundes­
regierung die westdeutsche Wirtschaft

sich 1968 wieder rascher als 1967 ent­
wickelt hätte. Auf der anderen Seite
wäre natürlich auch die Ansicht nicht
richtig, die staatliche Politik hätte in
den letzten zwei Jahren etwa gar kei­
nen Einfluß auf die zyklische Entwick­
lung der Wirtschaft gehabt.

Vor seinem Amtsantritt, am 21. Okto­
ber 1966, vertrat Schiller sogar die
Ansicht, es handele sich gar nicht um
eine Wirtschaftskrise, sondern nur
um eine „Krise der Wirtschafts- und
Finanzpolitik und der Regierungspoli­
tik überhaupt". Daß dies nicht stimmte, 
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wird er inzwischen bemerkt haben;
aber die groben Fehler der Erhard-
schen „Wirtschafts- und Finanzpolitik
und der Regierungspolitik überhaupt"
haben natürlich die zyklischen Schwie­
rigkeiten erheblich verschärft. An die­
ser Politik mußten Korrekturen vor­
genommen werden und in einem ge­
wissen Umfang den objektiven Reali­
täten Rechnung getragen werden.

Die Überforderung der Wirtschaft
durch überhöhte Staatsausgaben mußte
zumindest zeitweilig eingeschränkt
werden, wollte man nicht Gefahr lau­
fen, daß wie in Großbritannien oder
den USA die Währung zerrüttet wird.
Aber die Rüslungsausgaben blieben
tabu, und die Einsparungen im Bun­
deshaushalt erfolgten einseitig zu La­
sten der Arbeiter und Angestellten.
Der Sozialdemokrat Schiller im Bunde
mit CSU-Chef Strauß handelte nicht
anders, als eine reine CDU/CSU-
Mannschaft gehandelt hätte.

Für die Wähler aber, die heute von
der SPD enttäuscht sind, war die Frage
entscheidend, in welcher Weise
von der Koalitionsregierung diesen
Notwendigkeiten Rechnung getragen
würde. Schiller kennzeichnete am 27.
Februar 1967 vor dem Bundestag seine
Politik mit den Worten: „Alle staat­
lichen Maßnahmen gehen eindeutig
zugunsten der Unternehmer." Diese
Maßnahmen umfaßten:

■ Umfangreiche Streichungen auf so­
zialem Gebiet sowie Steuererhö­
hungen bei Sicherung eines fak­
tischen weiteren Anstiegs der Rü­
stungsausgaben.

■ Massiver Druck auf die Löhne
durdi die „konzertierte Aktion"
und Unterlassung jeglicher aktiven
Vollbeschäftigungspolitik.

■ Verabschiedung zweier Investitions­
haushalte, mit welchen die Kon­
zerne bestimmter Zweige massive
Staatsaufträge erhielten.

■ Steuererleichterungen für jene Kon­
zerne, die in der Lage waren, wei­
terhin zu investieren — d. h. für
die ökonomisch stärksten Unter­
nehmen.

So viel der sozialdemokratische Wirt-
schaftsminisler seit seinem Amtsantritt
auch von „sozialer Symmetrie" ge­
sprochen hat — niemandem konnte
verborgen bleiben, daß er nach der
altbekannten kapitalistischen Devise
handelte, hohe Profite seien immer
noch die sicherste Garantie für das
Wirtschaftswachstum und damit für die
soziale Sidierheit der Werktätigen.
Aber diese Politik hätte audi ein
CDU-Minister betreiben können. Es
wäre ihm allerdings weitaus schwerer
geworden, diese Politik gegenüber den
Gewerkschaften durchzusetzen.

Der Sozialdemokrat Schiller konnte die
Unternehmerpolitik den Gewerkschaf­
ten weitaus schmackhafter machen und

Illusionen erzeugen. Das Großkapital
hätte deshalb in den Reihen der CDU/
CSU schwerlich einen Mann finden
können, der in dieser Periode so gut
seine Interessen vertritt. Kein Gerin­
gerer als Kiesinger bestätigte übri­
gens, daß es zwischen der Wirtschafts­
politik Schillers und seiner Vorgänger
keinen Unterschied gibt. Auf dem
CDU - Parteitag in Braunschweig er­
klärte er:

„Eine Reihe neuer Wortbildungen kam
vor allem durch unseren Wirtschafts­
minister Prof. Schiller in Kurs, wie:
.Globalsteuerung', .Konzertierte Ak­
tion' und, ein wenig im Hintergrund,
.Soziale Symmetrie'. Diese neuen Ter­
mini technici beunruhigen manche Ge­
müter nicht wenig. Sollte da nicht et­
was Gefährliches dahinterstecken? Ich
kann diese besorgten Gemüter trösten:
Es handelt sich um nichts anderes als
um die bewährte Politik der Sozialen
Marktwirtschaft, angepaßt an die neue
Phase, in welche unsere Wirtschaft
eingelreten ist; angepaßt nicht, um
ihre bewährten Prinzipien preiszuge­
ben, sondern um ihnen in einer ge­
wandelten Situation treu bleiben zu
können."

So ist es: Die — für die Unterneh­
mer — bewährte Politik der „Sozialen"
Marktwirtschaft hat den Charakter des
Auswegs aus der bundesdeutschen
Wirtschaftskrise bestimmt. Sie ging
eindeutig zu Lasten der Arbeiterklasse
und zum Nutzen der Unternehmer,
vor allem der großen Konzerne. Alles,
was zur Stimulierung der Wirtschaft
getan wurde, war Stimulierung der
Profite, während die Maßnahmen zur
Stabilisierung des Staatshaushaltes zu
Lasten der Arbeiter, der Angestellten
und des Mittelstandes in Stadt und
Land gingen.

Der sogenannte Aufschwung nach Maß
ist ein Aufschwung nach dem Maß
Schillers. Er ist gekennzeichnet durch
die horrende Steigerung der Profite,
aber auch durdi den sdileppenden Ab­
bau der Arbeitslosigkeit und „konzer­
tierte“, d. h. von Staat und Unterneh­
mern gemeinsam gebremste Lohnent­
wicklung. Dr. Tu.
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Geringe Streikzahl

In der Bundesrepublik haben im ersten
Quartal dieses Jahres nur 495 Arbeit­
nehmer in drei Betrieben gestreikt.
Wie das Deutsche Industrieinstitut der
Unternehmer mitteilte, gingen dabei
insgeamt 1083 Arbeitstage verloren.
In der gleidien Zeit waren es in Frank­
reich 212 000 und in Großbritannien
711 000 Arbeitstage.

Kein Kontakt-Tabu!
„Für keinen denkenden Menschen kann
es . . . noch einen Zweifel geben, daß
alle bisherigen Gespräche und erst
recht die Zusammenkunft des DGB-

I Vorsitzenden mit führenden Gewerk-
i schaftern der UdSSR dazu beitragen,

das Verhältnis zwischen Ost und West
I zu entspannen und zu entkrampfen",
! so kommentierte am 14. Juni die „Welt
) der Arbeit" die Reise Ludwig Rosen­

bergs in die Sowjetunion. Die Uber-
■ einstimmung zwischen sowjetischen
I und westdeutschen Gewerkschaftern
l in dieser Frage wurde auch anschlie­

ßend an Rosenbergs Besuch in dem in
I Moskau veröffentlichten Kommunique
! unterstrichen.

! Nach seiner Rückkehr bekannte sich
j Rosenberg dazu, die Kontakte weiter

zu pflegen. Man kam überein, den In­
formationsaustausch zunächst in sol­
chen Fragen zu intensivieren, in denen
keine grundsätzlichen Meinungsver­
schiedenheiten bestehen.

Es ist bekannt, wie sehr die ersten
Kontaktanbahnungen zwischen dem
DGB und seinen Mitgliedgewerkschaf-
ten zu Einzelgewerkschaften und Ge­
werkschaftsbünden in den sozialisti­
schen Ländern bisher unter der Devise
standen: „Fachgespräche ja — aber
Politik nein." Als die Postgewerk­
schaft im DGB vor wenigen Monaten
nach einer Reise ihrer Abordnung
durch die Sowjetunion in einem ge­
meinsamen Kommunique mit den so­
wjetischen Gastgebern zur europäi­
schen Friedenssicherung und anderen
aktuellen politischen Fragen Stellung
bezog, wurde sie nicht nur von der
bürgerlichen Presse, sondern auch aus
den Reihen des SPD-Parteivorstandes
und im DGB selbst mehr oder weniger
scharf angeschossen.

Nun hat während seines Moskau-Be­
suches der DGB-Vorsitzende persön­
lich, als er glaubte, vermeintliche
„bundesdeutsche Interessen" seien
durch die neuen Reisebestimmungen
der DDR gefährdet, ein Beispiel gege­
ben, daß beides, fachlicher Erfahrungs­
und politischer Gedankenaustausch,
Bestandteil gewerkschaftlicher Ostkon­
takte sein können. Rosenberg statuierte
das Exempel, als er ins Moskauer
Außenministerium ging, um gegen Ost­
berliner Beschlüsse zu protestieren,
zwar am untauglichen Objekt und am
falschen Ort, aber er hat damit —
sicherlich unbeabsichtigt — die Kon­
takte zu sozialistischen Gewerkschaf­
ten auf eine höhere Stufe gehoben:
auf die Stufe der sozialen, gesellschaft­
lichen u n d politischen Sachdiskussion,
die allein in der Lage ist, die Gefahr
eines sterilen „Gewerkschaftstouris­
mus", der die politische Auseinander­
setzung und damit eine wesentliche
Seite der Wirklichkeit ausklammert,
abzuwenden.

Gewerkschaftliche Ostkontakte aller­
dings, bei denen nur die westdeutsche
Seite ihre politischen Anliegen als vor­
dringlich betrachtet, dürften nicht gut
denkbar sein. Sb.
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Soziale Sicherheit gewährleistet

Planung und Wirtschaftsführung in der DDR
Eine Serie von Dr. Karl-Heinz Arnold

Im vorigen Beitrag hatte ich für die Leser in der Bundesrepublik unter dem
Titel „Blick voraus bis 1975" vom Prinzip her zusammengefaßt, wie sich das
Wirtschaftssystem in der DDR weiter entwickeln wird. Diesmal möchte ich mich
einigen konkreten Fragen zuwenden. Wie sieht das am Beispiel aus — wie
kommt das auf die Kollegen in den Betrieben zu, und was können sie selbst
dabei tun?

In Berlin gibt es u. a. einen Betrieb
mit rund 7000 Beschäftigten, die gegen­
wärtig herkömmliche Erzeugnisse der
Elektrotechnik produzieren. Der Be­
trieb ist rentabel; die Erzeugnisse, in
hohen Stückzahlen hergestellt, sind
bisher stets „gegangen", wie man so
sagt. Damit ist aber die Frage nicht be­
antwortet, ob sie morgen, in einigen
Jahren noch „gehen" werden, ob Ab­
satz auf lange Sicht vorhanden ist, auch
wenn die hergestellten Waren weiter
verbessert werden. Diese Frage mußte,
auf längere Sicht jedenfalls, von der
Direktion für einige wichtige Erzeug­
nisse mit nein beantwortet werden.
Eine Entwicklung übrigens, die man in
allen Industriestaaten kennt — der Be­
darf, die Marktlage ändert sich.

Nach gründlichen Untersuchungen —
unter dem Stichwort „Blick voraus bis
1975" — wurde gemeinsam mit dem
zuständigen Industrieministerium, aber
auf Initiative des Betriebes selbst, ent­
schieden, daß sich dieses Werk auf
modernste Erzeugnisse der Elektronik
umstellen wird: Ein bedeutender Teil
der künftigen Produktion werden
Elektronik-Bausteine sein, wie man sie
für die Automationstechnik braucht.
Damit soll sich dieser Betrieb in den
Trend einfügen, der auch in der DDR —
und hier unter den Bedingungen der
Planwirtschaft — zur Automatisierung
ganzer Produktionsprozesse, Betriebe
und Industriezweige geht.

Selbstverständlich ist das eine Füh­
rungsentscheidung, die nicht „parla­
mentarisch ausgehandelt" werden kann,
etwa in der Art, daß im Betrieb eine
Mehrheitsentscheidung für oder gegen
den Übergang zur Elektronik herbei­
geführt werden muß. Die Verantwor­
tung für den Betrieb als Teil der Volks­
wirtschaft trägt der Werkdirektor. (Er
ist übrigens in diesem Betrieb mit 7000
Werktätigen ein Elektrotechnik-In­
genieur von 34 Jahren, der bereits
seine Probe als Direktor eines 1500-
Mann-Betriebes ausgezeichnet bestan­
den hat. Dort hatte er als Lehrling an­
gefangen und war später, nach seinem
Studium, im selben Betrieb jahrelang
Technischer Direktor. Sein Vater war
Bauer.)

In dem ganzen Prozeß der Vorberei­
tung dieser weitreichenden Entschei­
dung ist von der Werkdirektion mit
der Leitung der SED-Parteiorganisa­
tion des Betriebes ständig Kontakt ge­
halten worden, die dort — wie in allen 
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volkseigenen Betrieben — aJs Teil der
Partei der Arbeiterklasse den entschei­
denden politischen Einfluß ausübt und
zugleich mit der Gewerkschaftsorgani­
sation, die zur IG Metall gehört. So­
bald die Dinge spruchreif waren, er­
folgte eine gründliche Information der
ganzen Belegschaft und zwar aus­
gehend von einer Vollversammlung
der gewerkschaftlichen Vertrauensleu­
te, den Funktionären der Gewerk­
schaftsgruppen.

So begann eine weitreichende Unter­
richtung aller Mitarbeiter. Dabei wur­
de, wie dies periodisch in allen Betrie­
ben der DDR geschieht, gleichzeitig 
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über die wirtschaftliche Situation des
Gesamtbetriebes informiert, über den
Stand der Erfüllung seiner volkswirt­
schaftlichen Aufgaben. Davon hängt ja
nicht zuletzt der zu erwirtschaftende
Gewinn ab. Und vom Gewinn wieder­
um werden wesentlich beeinflußt der
Kultur- und Sozialfonds des Betriebes
(von den Ausgaben für Ferienheime,
kulturelle Veranstaltungen, Gesund­
heitseinrichtungen im Betrieb bis zu
den Zuschüssen zum Kantinenessen
usw.) sowie die nach Abschluß des
Planjahres zu zahlende Jahresend­
prämie. Sie ist nach Leistung zu diffe­
renzieren und beträgt mindestens ein
Drittel der durchschnittlichen Monats­
bezüge und maximal das Doppelte. Je
mehr zusätzlichen Gewinn der Betrieb
nach Abzug der festen Abführung an
den Staat erwirtschaftet, desto höher
sind auch die Prämien. Wenn der Be­
trieb den vorgesehenen Gewinn nicht
erwirtschaftet, erfolgen Mindeslzufüh-
rungen zu Kultur-, Sozial- und Prämien­
fonds. Sie sichern die entsprechenden
sozialen Einrichtungen usw., sind je­
doch wesentlich niedriger als die aus
planmäßigem oder sogar überplan­

mäßigem Gewinn folgenden Zuführun­
gen, was sich natürlich restriktiv auf
die Möglichkeiten der Prämienzahlung
auswirkt.

Es ging in diesem Falle und geht gene­
rell in der DDR aber nicht schlechthin
um die Unterrichtung der Belegschaft
über Gegenwart und Zukunft ihres Be­
triebes. Sie will und soll — das ist
auch verfassungsrechtlich sowie durch
andere Gesetze gesichert — an der
Gestaltung dieser Gegenwart und Zu­
kunft maßgeblich mitwirken. Die ge­
werkschaftlichen Formen, in denen
dies geschieht, habe ich in dieser Serie
schon skizziert, sie reichen vom Pro­
duktionskomitee des Betriebes bis zur
Gewerkschaftsgruppe. Dieses Mitwir­
ken hat zugleich eine ganz wesentliche
Seite, die bei jedem einzelnen Kolle­
gen liegt: bei seiner eigenen Qualifi­
zierung, dem Dazulernen, Umlernen,
Weiter- und Neulernen. Im hier ge­
schilderten Fall ist das besonders wich­
tig, weil die schrittweise Umstellung
auf eine neuartige Produktion für zahl­
reiche Belegschaftsmitglieder erheb­
liche Konsequenzen eben für das Um-
und Dazulernen hat — vom ingenieur­
technischen Personal über die Werk­
zeugmacher bis zur Arbeiterin am
Band, die in absehbarer Zeil vielleicht
Automalenfacharbeiterin sein wird
oder zumindest eine neue Fertigung
mit erheblich modernerer Technik zu
bewältigen hat.

Dafür, also für die Arbeilsanforderun-
gen von morgen, gibt es klare Pro­
gramme. Sie werden ständig ergänzt
und reichen schon über das Jahr 1970
hinaus, denn sie müssen mit den tech­
nischen Veränderungen abgestimmt
sein. Und vor allem: Sie gewährlei­
sten, daß niemand in seiner für die
DDR selbstverständlichen sozialen Si­
cherheit Einbußen erleidet. Der Arbeits­
platz wird in einigen Jahren in vielen
Fällen anders aussehen, die Tätigkeit
wird sich verändert haben, aber die
Sicherheit der Arbeit und des ganzen
gesellschaftlichen und privaten Lebens
sind absolut gewährleistet; mit wach­
sender Wirtschaftskraft des sozialisti­
schen Staates wächst auch der Lebens­
standard weiter. Und wer sich qualifi­
ziert — wofür im Betrieb und durch
außerbetriebliche Einrichtungen viele
Möglichkeiten gegeben sind —, wird
es dann auch selbst auf der Hand spü­
ren, nämlich durch höheren Verdienst.

Der junge Direktor dieses Berliner Be­
triebes, von dem wir sprachen, kommt
u. a. jeden Monat mit einer Brigade
aus der Produktion zusammen. Er legt
den Kolleginnen und Kollegen seine
Gedanken und Sorgen dar und sie er­
zählen von ihren. Dabei werden auch
in Zukunft viele Probleme zur Sprache
kommen, die mit der genannten Um­
stellung Zusammenhängen. Und solche
Probleme wird es im ganzen Betrieb
geben. Der Sozialismus zeichnet sich
nicht dadurch aus, daß es keine Kon­
flikte und komplizierten Situationen
gibt, sondern dadurch, daß sie von den
Werktätigen gemeinsam beraten, mit
ihnen, durch sie und für sie gelöst
werden.



Grundberufe und Grundlagenfächer

Neue Maßstäbe für die Berufsausbildung in der DDR

Anpassung an wissenschaftlich-technischen Fortschritt

Es gehört zu den Prinzipien sozialistischer Demokratie, Dokumente von weit­
gehender Bedeutung und Tragweite, die Gesetzeskraft erlangen sollen, mit den
Werktätigen zu beraten. Im April und Mai lag der Bevölkerung der DDR erneut
ein Dokument im Entwurf vor, welches in Betrieben, Bildungseinrichtungen und
Institutionen zur öffentlichen Diskussion stand: die „Grundsätze für die Weiter­
entwicklung der Berufsausbildung im einheitlichen sozialistischen Bildungs­
system".

Diese „Grundsätze..." sind das Er­
gebnis monatelanger Gemeinschafts­
arbeit von Wissenschaftlern und Prak­
tikern der Berufsausbildung, Wirt­
schaft und Wissenschaft. Sie stützen
sich auf die Ergebnisse erfolgreicher
Arbeit in der Berufsausbildung in den
letzten zwanzig Jahren und vervoll­
kommnen zugleich das einheitliche so­
zialistische Bildungssystem.

Das Ziel der Berufsausbildung wird im
Entwurf der „Grundsätze..." wie folgt
formuliert: Es sind „klassenbewußte,
hochqualifizierte Facharbeiter heranzu­
bilden, die über eine hohe Allgemein­
bildung, gutes politisches Wissen, um­
fassende berufliche Kenntnisse und
solide Fertigkeiten verfügen sowie
vielseitig im Arbeitsprozeß eingesetzt
werden können."

Aus dieser Zielsetzung ergibt sich die
Frage nach dem Neuen gegenüber der
bisherigen Berufsausbildung in der
DDR. Natürlich war der hochqualifi­
zierte Facharbeiter, der über eine hohe
Allgemeinbildung, umfassende beruf­
liche Kenntnisse und Fertigkeiten ver­
fügt, schon immer das Ziel der sozia­
listischen Gesellschaftsordnung. Davon
zeugt, daß gegenwärtig bereits 95,4
Prozent aller Jugendlichen eine Fach­
arbeiterausbildung erhalten. Etwa
2000 Mark werden jährlich für jeden
der 500 000 Lehrlinge, die gegenwärtig
ausgebildet werden, zur Verfügung
gestellt.

Dem Bundestag in Bonn lagen schon
mehrere Berufsausbildungsgesetze vor.
Aber es veränderte sich nichts an der
unzureichenden Situation in der Be­
rufsausbildung. Diese beruht noch im­
mer auf der Gewerbeordnung von
1869, dem Handelsgesetzbuch von 1897
und den Bestimmungen des Bürger­
lichen Gesetzbuches. Man kann es nur
als Bildungsnotstand bezeichnen, wenn
im hochindustrialisierten Bundesland
Nordrhein-Westfalen, wo ein Drittel
aller westdeutschen Lehrlinge ausge­
bildet wird, in nur 22 Prozent der Be­
rufsschulen die gesetzlich vorgeschrie­
benen acht Unterrichtsstunden pro
Woche erteilt werden und daß der
Durchschnitt in der gesamten Bundes­
republik nur 5,8 Stunden Berufsschul­
unterricht pro Woche beträgt. In der
DDR sind es 14 Wochenstunden, die
nicht nur auf dem Papier stehen.

Doch zurück zur Frage nach dem qua­
litativ Neuen in der Berufsausbildung 

der DDR: An erster Stelle soll dabei
genannt werden, daß die Berufsaus­
bildung insgesamt noch fester und
komplexer mit den übrigen Teilsyste­
men des einheitlichen sozialistischen
Bildungssystems, aber auch mit allen
anderen Teilsystemen des entwickel­
ten gesellschaftlichen Systems des So­
zialismus verbunden wird. Das sozia- 
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listische Bildungssystem zeichnet sich
bekanntlich dadurch aus, daß es alle
Bereiche des Bildungswesens zu einer
Einheit zusammenfügt. Die Berufsaus­
bildung ist in diesem Sinne eine Bil­
dungsstufe, die sowohl mit der voran­
gehenden Oberschulbildung als auch
mit der weiterführenden Erwachsenen-,
Fach-und Hochschulbildung verbunden
ist. Es gibt demzufolge keine „Sack­
gassen" der Bildung. Es geht jetzt ins­
besondere darum, einerseits die Lehr­
pläne und den gesamten Unterricht der
allgemeinbildenden polytechnischen
Oberschulen den neuen Erfordernissen
der Berufsausbildung anzupassen und
andererseits in der Berufsausbildung
die Vorleistungen der Oberschule bes­
ser zu nutzen. Daß es sich dabei nicht
nur um eine Forderung handelt, son­
dern um reale Wirklichkeit, wird allein
dadurch bewiesen, daß sich die Lehr­
pläne für den polytechnischen Unter­
richt, die ab September 1968 in Kraft
treten, bereits in Übereinstimmung mit
dem Inhalt der „Grundsätze ...“ be­
finden.

Das Neue in der Berufsausbildung der
DDR zeigt sich weiterhin darin,daß sie
in der ihr selbst eigenen Komplexität
weiterentwickelt wird. Die qualitativ
neuen Anforderungen, die sich aus
der gesellschaftlichen und wissen­
schaftlich - technischen Entwicklung,
dem Sturkturwandel der Volkswirt­

schaft ergeben, verlangen objektiv
nach höherer Disponibilität der Fach­
arbeiter, nach Erhöhung des Anteils
berufstheoretischer Ausbildung und
nach veränderten Kenntnissen, Fähig­
keiten und Fertigkeiten. Dem wird da­
durch Rechnung getragen, daß traditio­
nelle Berufe einen neuen Ausbildungs­
inhalt erhalten und gleichzeitig völlig
neue Grundlagenberufe entwickelt
werden. Es ist ein volkswirtschaftlich
bedeutungsvoller, breit profilierter
Ausbildungsberuf mit Querschnittcha­
rakter Die Lehrlinge erhalten, auf­
bauend auf ihre berufsvorbereitenden
Kenntnisse und Fertigkeiten, eine breit
profilierte berufliche Grundlagenbil­
dung, die mehreren artverwandten Be­
rufen eigen ist. So können beispiels­
weise die traditionellen Berufe Dre­
her, Fräser, Schleifer, Hobler und Boh­
rer im Grundberuf Zerspanungsfach­
arbeiter zusammengefaßt werden. Auf
diesen Grundberuf bauen eine oder
mehrere berufliche Spezialisierungen
auf, von denen mindestens eine in der
Berufsausbildung, weitere in der Aus-
und Weiterbildung der Werktätigen
an den betrieblichen Bildungseinrich­
tungen erlernt werden. Die Ausbil­
dung in einem Grundberuf setzt den
erfolgreichen Abschluß der 10. Klasse
der allgemeinbildenden polytechni­
schen Oberschule voraus.

Neu in der Berufsausbildung der DDR
ist auch die Einführung von Grund­
lagenfächern, ohne die Ausbildungs­
zeit zu verlängern. Als Grundlagen­
fächer werden jene Unterrichtsfächer
bezeichnet, die für Lehrlinge in allen
Berufen erteilt werden und keine di­
rekte Fortsetzung des Unterrichts in
der Oberschule darstellen. Das bis­
herige Grundlagenfach Betriebsökono­
mik wird jetzt durch die Grundlagen­
fächer „Grundlagen der BMSR-Tech­
nik", „Grundlagen der Elektronik" und
„Grundlagen der Datenverarbeitung“
ergänzt. Sie werden den Wissensstoff
enthalten, über den künftig jeder Fach­
arbeiter verfügen muß.

Bereits aus diesen hier genannten
neuen Aspekten zur Weiterentwick­
lung der Berufsausbildung in der DDR
wird sichtbar, daß die Berufsausbil­
dung unter sozialistischen Produktions­
verhältnissen kein so spezieller^Ge­
genstand ist, wie in der Bundesrepu­
blik oftmals noch angenommen wird.
Sie ist Bestandteil der gesellschaft­
lichen und wissenschaftlich-technischen
Entwicklung und stellt die Frage in
den Vordergrund, welche Gesellschafts­
ordnung dazu in der Lage ist, die her-
anwachsende Generation rechtzeitig
auf die gesellschaftlichen und wissen­
schaftlich - technischen Anforderungen
von morgen vorzubereiten.

In der Bundesrepublik kämpfen die
Gewerkschaften um das Recht auf Mit­
bestimmung besonders auch in der Be­
rufsausbildung. In der DDR sind die
Rechte und Pflichten der Gewerkschaf­
ten zur Mitgestaltung an der Ausbil­
dung des Facharbeiternachwuchses be­
reits Verfassungswirklichkeit.

Alfred Wilke
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Druckmittel „relative Überbevölkerung“

Wie wachsender Reichtum immer mehr Abhängigkeit schafft

Allgemeines Gesetz der kapitalistischen Akkumulation

Jedes Kapital hat eine bestimmte organische Zusammensetzung, d. h. ein
bestimmtes Verhältnis seines konstanten Kapitalteils zu seinem variablen, und
zwar sowohl wertmäßig als auch stofflich (technisch). Akkumulation heißt
Wachstum des Kapitals und damit Wachstum dieser organischen Zusammen­
setzung des Kapitals, denn jeder Kapitalist wird durch die Konkurrenz gezwun­
gen, stets billiger zu produzieren, also Extraprofit zu realisieren. Das ist aber
nur möglich, indem er ständig die technische Zusammensetzung seines Kapitals
verändert — also die Technik entwickelt.

Das Ergebnis dessen ist ein höherer
Produktivitätsgrad der Arbeit, denn
die Arbeitskraft wird im Prozeß der
Technisierung und Mechanisierung in
wachsendem Umfang mit Produktions­
mitteln ausgerüstet. Diese Verände­
rung in der technischen Zusammenset­
zung wird von der wertmäßigen Zu­
sammensetzung widergespiegelt. Es
zeigt sich dabei, daß das konstante
Kapital relativ auf Kosten des vari­
ablen Kapitals anwächst. Der variable
Bestandteil wird immer kleiner, ver­
glichen mit dem konstanten. Akku­
mulation heißt demnach Entwicklung
der Produktivität der Arbeit. Akku­
mulation des Kapitals bedingt somit
Konzentration und schließlich Zentra­
lisation von Produktionsmitteln mit
entsprechendem Kommando über die
Arbeiterarmee, und mit Ausdehnung
der Akkumulation prolelarisiert das
Kapital immer neue Bevölkerungs­
schichten — ordnet sie seinem Arbeits­
kommando unter und erzeugt damit
die Tendenz der Polarisierung der
Klassen in Bourgeoisie und Proletariat.
Diese wachsende Konzentration und
Zentralisation der Produktion und des
Kapitals ist wiederum selbst Quelle
neuer Wechsel der Zusammensetzung —
Quelle beschleunigter Abnahme sei­
nes variablen Bestandteils, verglichen
mit dem konstanten. So produziert die
kapitalistische Akkumulation, und
zwar im gleichen Maße und Umfang,
wie sie selbst voranschreitet, „bestän­
dig eine relative, d. h. für die mitt­
leren Verwertungsbedürfnisse des Ka­
pitals überschüssige, daher überflüs­
sige oder Zuschuß - Arbeiterbevölke­
rung" (Karl Marx: „Das Kapital",
Band I, Berlin 1949, S. 663).

Diese industrielle Reservearmee ist
notwendiges Produkt des Kapitals —
sie wird zum Hebel der kapitalistischen
Akkumulation, ja zu einer Existenz­
bedingung der kapitalistischen Produk­
tionsweise. Es ist dies ein der kapi­
talistischen Produktionsweise eigen­
tümliches Bevölkerungsgesetz, das mit
dem natürlichen Zuwachs der Arbeiter­
bevölkerung überhaupt nichts zu tun
hat.

Wir haben also gesehen: Mit der
technischen Veränderung im Produk­
tionsprozeß setzt das Kapital Arbeits­
kräfte frei, gleichzeitig aber verlangt
Akkumulation Ausdehnung des bisher
angewandten Kapitals — der Kapi­
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talist legt zusätzlich Kapital im Pro­
duktionsprozeß an. Es ergibt sich: Ei­
nerseits Tendenz zur relativen Frei­
setzung von Arbeitskräften, anderer­
seits Nachfrage nach zusätzlichen Ar­
beitskräften — wie wirkt nun dieser
Widerspruch?

Wenn die Masse der unbezahlten,
akkumulierten Arbeit rasch genug
wächst, so daß nur ein enormer Zu­
strom von Arbeit den Mehrwert in
Kapital verwandeln kann, so steigt die
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Nachfrage nach Arbeit, d. h., es steigt
der Lohn. Bei gleichbleibenden Um­
ständen nimmt bei steigendem Lohn
die unbezahlte Mehrarbeit im gleichen
Maße ab. Zu diesem Zeitpunkt jedoch,
wo sich diese Abnahme verringernd
auf die Akkumulation auswirkt, nimmt
die Nachfrage nach zusätzlicher Arbeit
ab, die Akkumulation erlahmt, und
die Lohnbewegung geht zurück. Sinkt
der Lohn nun infolge enormer Zufuhr
von Arbeitskräften z. B. aus der Land­
wirtschaft u.a. Bereichen auf ein Mini­
mum, kann die Akkumulation wieder
angekurbelt werden und einen Teil
der zuschüssigen Arbeiter aufnehmen.

Dieser im Kapitalismus der
freien Konkurrenz wirkende
Mechanismus schafft und erhält die
Bedingungen der Verwertung des Ka­
pitals. Will sich also die Arbeiter­
klasse aus ihrer Lage befreien, genügt
es nicht, nur um bessere Löhne und
Sozialleistungen zu kämpfen, sondern
Inhalt ihres Kampfes muß die Besei­
tigung des Kapitals sein.

Die Produktion der relativen Über­
bevölkerung ist das entscheidende

Druckmittel auf die Lage der Arbeiter­
klasse. Alle Prozesse, die den Reich­
tum der Gesellschaft vermehren, wie
Steigerung der Produktivkraft der Ar­
beit, Anwendung der Wissenschaft in
der Produktion, Vervollkommnung der
Technik, vollziehen sich auf Kosten
der Lage der Arbeiter; mit wachsen­
dem Reichtum produziert sie ihr eige­
nes Elend. Elend nicht im Sinne von
geringem Lohn oder Kaufkraftschmäle­
rung, sondern im Sinne der Unterord­
nung aller schöpferischen Fähigkeiten
unter die Macht und Herrschaft der
kapitalistischen Ausbeutung. Alle Mit­
tel zur Entwicklung der Produktion
schlagen um in Mittel der Beherr­
schung und Nötigung der Produzenten.

Daher besteht der Inhalt des allgemei­
nen Gesetzes der kapitalistischen Ak­
kumulation darin, „daß im Maße, wie
Kapital akkumuliert, die Lage des Ar­
beiters, welches immer seine Zahlung,
hoch oder niedrig, sich verschlechtern
muß. Das Gesetz endlich, welches die
relative Überbevölkerung oder indu­
strielle Reservearmee stets mit Um­
fang und Energie der Akkumulation in
Gleichgewicht hält, schmiedet den Ar­
beiter fester an das Kapital als den
Prometheus die Keile des Hephaestos
an den Felsen. Es bedingt eine der
Akkumulation von Kapital entspre­
chende Akkumulation von Eiend. Die
Akkumulation von Reichtum auf dem
einen Pol ist also zugleich Akkumula­
tion von Elend, Arbeilsqual, Sklaverei,
Unwissenheit, Brutalisierung und mo­
ralischer Degradation auf dem Gegen­
pol, d. h. auf Seite der Klasse, die ihr
eigenes Produkt als Kapital produ­
ziert" (Karl Marx: „Das Kapital",
Band I, Berlin 1949, S. 680/81).

Marx verweist darauf, daß dieses Ge­
setz modifiziert wird, vor allem durch
den Druck, den die organisierte Ar­
beiterklasse auf das Kapital ausübt. In
„Lohn, Preis und Profit" macht Marx
darauf aufmerksam, daß die Fixierung
des Wertes der Ware Arbeitskraft, wie
auch die Höhe des Profits, durch das
unaufhörliche Ringen zwischen Kapital
und Arbeit erfolgt. „Die Frage löst sich
auf in der Frage nach dem Kräftever­
hältnis der Kämpfenden" (Marx, Bd. 16,
Berlin 1962, S. 149).

Protokoll über
Deutsche Arbeiterkonferenz

Ein 48seitiges Kurzprotokoll über die
27. Deutsche Arbeiterkonferenz am 8.
und 9. März 1968 in Leipzig ist jetzt
in der Bundesrepublik erschienen. Es
ist bei Willi Duda, 465 Gelsenkirchen,
Konradstr. 18, zum Preis von 0,50 DM
zu beziehen.

Die 28. Deutsche Arbeiterkonierenz
wird — wie der „Ständige Ausschuß
der Deutschen Arbeiterkonferenzen''
in einer Presseerklärung milteilte —
am 6. und 7. September 1968 während
der Herbstmesse in Leipzig stattfinden.
Der „Ständige Ausschuß" bittet, An­
meldungen an ihn (108 Berlin, Post­
fach 204) zu richten.



Di DM wurde 20 Jahre alt PERSONALIEN

Für den Arbeitnehmer kein Grund zum Feiern
Kapitalbesitzer vervielfachten ihr Vermögen

Am 20. Juni d. J. war die D-Mark zwanzig Jahre alt. Der 20. Juni 1948 war der
Tag, an dem die Schulden des Naziregimes und des Hitler-Krieges liquidiert
wurden. Die beispiellose Vernichtung von Sachwerten während des 2. Weltkrie­
ges sowie die Restriktionen und Demontagen in den ersten Nachkriegsjahren
hatten der bis dahin gültigen Reichsmark die Deckungsgrundlage zerstört, das
Geld war völlig wertlos geworden.

Zwar haben die Arbeiter und Ange­
stellten unter unmenschlichen Schwie­
rigkeiten in diesen Jahren mit dem
Aufbau unserer Wirtschaft begonnen,
aber für die Löhne und Gehälter, die
ihnen gezahlt wurden, war niemand
bereit, Waren abzugeben. Einer der
zahlreichen Schieber der damaligen
Zeit, der auf den verwahrlosten Bahn­
höfen eine Schachtel amerikanischer
Zigaretten verkaufte, halte zudem
mehr verdient als ein Arbeiter bei
schwerer achtstündiger Arbeit ver­
dienen konnte.

Mit der Währungsreform wurde gleich­
zeitig eine Korrektur des Steuersystems
vorgenommen. Sie schuf Ausnahme­
regelungen, die es erlaubten, hohe Un­
ternehmergewinne infolge der durch
die ungesättigte Nachfrage erzielbaren
Preise weitgehend zur Vermögensbil­
dung steuerfrei zu verwenden. Diese
unsoziale Bevorzugung wurde mit der
Behauptung bemäntelt, es ginge dar­
um, Arbeitsplätze, Wohnungen usw.
zu schaffen. Tatsächlich aber wurde
hier der Grundstock gelegt für die
einseitige Vermögensbildung in der
Bundesrepublik.

In diesen Tagen hat Prof. Gleitze vom
Wirtschaftswissenschaftlichen Institut
der Gewerkschaften an Hand von Un­
tersuchungen über die Einkommens­
und Vermögensverteilung in den zwan­
zig Jahren nach der Währungsreform
auf das Ergebnis dieser Begünstigung
der Unternehmer und der sich daraus
resultierenden sozialen Konsequenzen
hingewiesen: Die Gesamtersparnisse
in der Bundesrepublik betrugen in die­
sen zwanzig Jahren 1600 Milliarden
DM bei einem Nettovermögenszuwachs
von rund 1000 Milliarden. Davon haben
die Lohn- und Gehaltsempfänger als
die maßgeblich an der Schöpfung die­
ser Werte Beteiligten einschließlich
der Investitionen in den Arbeitnehmer­
haushallen einen Anteil von 160 Mil­
liarden DM, das heißt, neun Zehntel
derBevölkerung haben mit einemZehn-
lel an der Vermögensbildung teilge-
habl. Ein Drittel der Vermögensbildung
erfolgte in den öffentlichen Haushalten,
und mehr als die Hälfte bildete sich
als rentierliches Kapital bei dem rest­
lichen Zehntel der Bevölkerung, näm­
lich bei den P.roduktionsmiltelbesitzern.

Auch die Stabilität des Binnenwerles
der D-Mark, die Kaufkraft, ist weitaus
schlechter, als es die öffentliche Propa­
ganda der Bevölkerung einreden will.
Zunächst gingen die Preise der Lebens­

haltung von 1948 bis 1951 um zehn
Prozent herunter. Aber von da an
stiegen sie kontinuierlich an und liegen
heule um 30 Prozent über dem Aus­
gangspunkt von 1948 und 40 Prozent
über dem niedrigsten Preisstand von
1951. Dieser Verfall der Kaufkraft ist
auch ein Kriterium für die Bewertung
der Geldvermögen der Arbeitnehmer.
Sie sind bereits wieder um diese 40
Prozent der Preissteigerung entwertet,
während die Nelto-Neuinveslitionen
von insgesamt 922 Milliarden bei den
Selbständigen und Unternehmern ihren
Wert um das Mehrfache erhöhten.
Diese Tatsachen machen uns klar, wer
Anlaß hat, den Geburtstag der D-Mark
zu feiern — die Arbeitnehmer sind es
nicht. Dr. Tu.

iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiih

IMB für stärkere
internationale Solidarität

Der Kongreß des Internationalen Me-
lallarbeilerbundes (IMB), der kürzlich
in Zürich slallfand, hat in einer Ent­
schließung die Aufgaben fixiert, die
von den Mitgliedgewerkschaften in
der Welt künftig in den Vordergrund
ihrer Aktivität gestellt werden sollen:

Systematische Hilfe beim Aufbau star­
ker und selbständiger Metallgewerk­
schaften in den Entwicklungsländern;
umfassende Sozialpolitik; demokrati­
sche Planung des Wirtschaftslebens;
gleichberechtigte Beteiligung der Ar­
beitnehmer und der Gewerkschaften
an der Lösung der betrieblichen, wirt­
schaftlichen und sozialen Probleme;
verstärkte Kontrolle der Monopol- und
Konzentrationstendenzen; zielbewußte
Wirtschafts-, Konjunktur-, Slruktur-
und Arbeitsmarktpolitik; Ausbau der
Gewerkschaftsvertrelung auf Betriebs­
ebene; engere internationale Zusam­
menarbeit der Metallgewerkschaften;
Sicherung und Erreichung von Vollbe­
schäftigung; Erhöhung der Kaufkraft;
allgemeine Verkürzung der Arbeits­
zeit; gleicher Lohn und gleiches Gehalt
für gleichwertige Arbeit; volle Ein­
gliederung der Frauen in das soziale
und wirtschaftliche Leben; Sicherung
der Einkommen bei Arbeitslosigkeit,
Krankheit, Unfall und technologisch
bedingten Veränderungen in den Be­
trieben; gerechtere Einkommens- und
Vermögensverteilung.

Walter Arendt, Vorsitzender der IG
i Bergbau und Energie und SPD-Bundes-

tagsabgeordneter, erklärte in einem
Interview mit der DGB-Zeitung „Welt

I der Arbeit" vom 28. Juni 1968, ent­
gegen anderslautenden Vermutungen
trage er sich nicht mit der Absicht, für
den Posten des DGB-Vorsitzenden zu
kandidieren.

Hermann Beermann, stellvertretender
Vorsitzender des DGB, wurde auf der
52. Internationalen Arbeitskonferenz
(ILO) im Juni in Genf auf Vorschlag
der Arbeilnehmerdelegierten zum Vize­
präsidenten der Sitzungsperiode ge­
wählt. Damit ist seit dem Eintritt der
Bundesrepublik in die ILO 1951 zum
erstenmal ein DGB-Vertreter Vizeprä­
sident geworden.

Otto Brenner, Vorsitzender der IG Me­
tall,ist Anfang Juni auf dem Jubiläums­
kongreß des Internationalen Metall­
arbeiterbundes (IMB) in Zürich ein­
stimmig als Präsident wiedergewählt
worden. Adolphe Graedel wurde wie­
der Generalsekretär.

Heinrich Gutermuth, ehemaliger Vor­
sitzender der IG Bergbau und Energie,
ist am 18. Juni 70 Jahre alt geworden.
Er führte die Bergarbeitergewerkschaft
von 1956 bis 1964.

Shun Kitazume, Vorsitzender der ja­
panischen Eisen- und Stahlarbeiterge­
werkschaft, besuchte zusammen mit 28
weiteren japanischen Gewerkschafts­
funktionären im Anschluß an den 21.
Kongreß des Internationalen Metall­
arbeiterbundes den Vorstand der IG
Metall in der Bundesrepublik. In der
Delegation waren sechs japanische
Gewerkschaften vertreten.

Arno Schwarting, Generalsekretär der
Deutsch-Tschechoslowakischen Gesell­
schaft in der Bundesrepublik und
Funktionär der IG Metall, wurde von
der Prager Karls-Universität wegen
seiner Bemühungen um die Völkerver­
ständigung mit der Comenius-Medaille
ausgezeichnet.

Bernhard Tacke, stellvertretender Vor­
sitzender des DGB, wurde auf der 2.

1 Bundeskonferenz christlich-demokrati­
scher Gewerkschafter im DGB wieder

I zu deren Vorsitzenden gewählt.

I Alois Wöhrle, 2. Vorsitzender der IG
I Metall, feierte am 25. Juni seinen 65.

Geburtstag. Bereits als 16jähriger trat
er 1919 dem damaligen Deutschen Me­
tallarbeiterverband (DMV) bei. In der
Nazizeit befand sich Wöhrle monate­
lang in Haft und später unter Polizei­
aufsicht. Seine Gewerkschaftsarbeit
und Mitarbeit am Aufbau der IG Me­
tall begann er nach dem Kriege als
Betriebsratsvorsitzender der Agfa-
Werke München, wo er 1946 Erster Be­
vollmächtigte der IG Metall, dann Lan­
desvorsitzender in Bayern wurde.
Wöhrle ist seit 1950 geschäftsführen­
des Vorstandsmitglied der IG Metall
für die Bundesrepublik und seit 1956
2. Vorsitzender.
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TERM;

KALENDER

Kontroverse um Finanzausgleich

Unsinniger Streit zwischen DGB und Angestelltengewerkschcf

■ 22.—24. August

6. Bundesfrauenkonferenz des Deut­
schen Gewerkschaftsbundes in Kiel.

■ 2.—7. September
9. ordentlicher Gewerkschaftstag der
IG Metall in München.

■ 16.—20. September
7. ordentlicher Gewerkschaftstag der
Gewerkschaft Handel, Banken, Ver­
sicherungen in Bremen.

■ 16.—21. September
10. ordentlicher Gewerkschaftstag
der Gewerkschaft Textil-Bekleidung
in West-Berlin.

■ 30. September — 4. Oktober
9. ordentlicher Kongreß der Deut­
schen Postgewerkschaft in Koblenz.

■ 7.—11. Oktober
8. ordentlicher Gewerkschaftstag der
Gewerkschaft der Eisenbahner
Deutschlands in Bremen.

■ 13.—17. Oktober
8. ordentlicher Gewerkschaftstag der
Gewerkschaft Land- und Forstwirt­
schaft in Erbach/Odw.

■ 20.—26. Oktober
8. ordentlicher Gewerkschaftstag der
IG Druck und Papier in Koblenz.

■ 29.—30. Oktober
6. Bundesangestelltentag des Deut­
schen Gewerkschaftsbundes in Nürn­
berg.

■ 21.—22. November
7. Deutscher Beamtentag des Deut­
schen Gewerkschaftsbundes
in Braunschweig.

■ 22.—23. November
7. Bundesjugendkonferenz des Deut­
schen Gewerkschaftsbundes
in Braunschweig.
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Bei Preissteigerungen im Mittelfeld

Nach einer Statistik der OECD, die
jetzt vorliegt, sind in den Jahren 1958
bis 1966 die Preise in allen Mitglied­
ländern (nur kapitalistische Länder)
die Preise um 22 Prozent — bezogen
auf das gesamte Bruttosozialprodukt
zu Marktpreisen — gestiegen. In West­
europa machte der Preisauftrieb jedoch
33 Prozent aus. Die Bundesrepublik
liegt mit 28 Prozent im Mittelfeld. Ge­
ringer sind die Preise gestiegen in
Portugal (20 Prozent), Belgien (22) und
Großbritannien (24). Darüber lagen
Norwegen (29), Österreich (34), Frank­
reich, Italien, Schweiz (je 36), Schwe­
den (37) und die Niederlande (38 Pro­
zent).
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Bei der Vorbereitung zu den Sozial­
wahlen ist es zu einer teilweise recht
heftigen Polemik zwischen dem DGB
und der DAG und selbst zu gericht­
lichen Schritten (einstweiligen Ver­
fügungen) der einen gegen die andere
Gewerkschaft gekommen. So erwirkte
der DGB eine gerichtliche Verfügung,
mit der es der DAG untersagt wurde,
zu behaupten, der DGB fordere eine
Heranziehung der Gelder der Ange­
stelltenversicherung zur finanziellen
Sicherung der Rentenversicherung der
Arbeiter. Die DAG stützte ihre Be­
hauptung u. a. auf eine Meldung der
Zeitung „Die Welt", nach der das DGB-
Vorstandsmitglied Hansen gesagt ha­
ben soll, „in den siebziger Jahren"
müßten „wahrscheinlich Überschüsse
in der Rentenversicherung der Ange­
stellten zum Ausgleich von Defiziten
in der Rentenversicherung der Arbei­
ter herangezogen werden".

Eine offensichtlich nur dem Stimmen­
fang bei den Sozialwahlen dienende
Polemik und gerichtlichen Streit der Ge­
werkschaften gegeneinander ist sicher
weder geeignet, die Selbstverwaltung
der Sozialversicherung zu stärken,
noch die sachlichen Probleme, um die
es geht, zu klären. Ein Finanzausgleich
zwischen den Zweigen der Rentenver­
sicherung ist durchaus nichts neues. So
wurden in den Jahren 1958 bis 1963
jährlich 480 bzw. 486 Millionen DM
von den Trägern der Rentenversiche­
rung an die Angestelltenversicherung
als „Erstattungen in der Wanderver­
sicherung" gezahlt. Ab 1962 erhält die
Angestelltenversicherung von den Trä­
gern der Rentenversicherung der Ar­
beiter „Erstattungen für Handwerker­
renten" in Höhe von 471 Millionen
DM (1926) bis 600 Millionen DM (vor­
ausgeschätzt für 1967) jährlich.

Der sich in der Arbeiterschaft voll­
ziehende Strukturwandel zu Gunsten
des Anteils der Angestellten wirkt sich
natürlich auch in der Rentenversiche­
rung aus. Das hat zur Folge, daß zwar
von Januar 1960 bis Januar 1967 die
Zahl der Renten in den beiden Zwei­
gen der Rentenversicherung etwa
gleichmäßig zugenommen hat: In der
Rentenversicherung der Arbeiter um
15,1 Prozent von 5,3 auf 6,1 Millionen,
in der Angestelltenversicherung um
15,8 Prozent von 1,9 auf 2,2 Millionen.
Die Beitragseinnahmen aber sind in
der Angestelltenversicherung von 1960
bis 1967 mit 117,4 Prozent von 4,6 auf
10 Milliarden DM bedeutend schneller
gestiegen a.ls in der Rentenversiche­
rung der Arbeiter mit 73 Prozent von
8,9 auf 15,4 Milliarden DM.

Trotzdem ist es fraglich, ob im Hin­
blick auf diese sich wahrscheinlich in
den nächsten Jahren verstärkt fort­
setzende Entwicklung einem Finanz­
ausgleich zwischen den beiden Zwei­
gen der Rentenversicherung das Wort
zu reden ist oder ob nicht zuerst die

Forderung an den Staat gerichtet wer­
den muß, mit dem Mittel einer Struk-
lurhilfe, die Defizite bei der Renten­
versicherung auszugleichen. Diese
Frage aber sollten die Gewerkschaften
zunächst versuchen unter sich zu klären,
um dann die Forcierung gemeinsam
gegenüber der Regierung zu vertreten.

-pp-
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Renfenerhöhung in der DDR

Zum 1. Juli 1968 wurden in der DDR
alle Renten erhöht, am meisten die
Mindestrenlen, u. zw. von 129 auf 150
Mark, ferner der Ehegattenzuschlag
von 30 auf 40 Mark. Bei den neuen
Richtlinien handelt es sich um mehr,
als nur eine einfache Erhöhung der
Renten. Für die neuen Rentenfälle ist
die Rentenberechnung wesentlich ver­
ändert und vereinfacht worden. Der
Rentenberechnung wird jetzt nur noch
der in den letzten 20 Jahren vor Ein­
tritt des Versidierungsfalles erzielte
Durchschniltsverdienst zugrundegelegt.

Der Beitragssatz zur Sozialversiche­
rung der DDR beträgt nach wie vor
10 Prozent, der Höchstbeitrag 60 Mark
im Monat, weil die Beitrags- und Lei­
stungsbemessungsgrenze nicht erhöht
oder aufgehoben, sondern bei 600
Mark belassen wurde. Ab 1. Juli be­
steht jetzt die Möglichkeit einer frei­
willigen Zusatzversicherung, um die
Rente zu steigern.

Zu guter Letzt:

Die von den Vietnam-Kriegsgegnern
in den USA und in Europa heftig an­
gegriffene DOW Chemical Company
hat auf einer Jahreshauptversamm­
lung der Aktionäre beschlossen, die
Produktion von Napalm fortzusetzen.
Der Beschluß wurde damit begründet,
daß mit der Produktion von Napalm
ein Beitrag zur „Humanisierung des
Krieges“ geleistet würde.
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